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PIRÄSIDENT (um 14 Uhr 5 Min.): Ich
eröffne ,die iSitzung. Das Protokoll der letzten
Sit'z,unlg ist geschäftsoJ1dnungsmäß'i'g aufge­
legen; es 'ist U1nbeanst!anrdet geblieben, demnach
als ,genehmigt ZIU betrachten.

Von derheutig,en Sitzung haben sich ent­
sch1uldigt wegen Krankheit die Henen Abge­
ordneten Bachinger, Eckhart, tGaßner, Zettel
und Dlinrger.

Ich bitte im StelliOigraphischen Protokoll zU
vermerken, daß hei der Trauersitzunrg für ,den
versto'fbenen Landtagsabgeordneten Leopold
Weber am 17. Mai 1951 anwesend warien:
Der Präsident des Wiener. 'L anidtages, M ,a r e k;
die W,iener Landtagsahgeordneten T s c h a k
und Pe ß I ; der Präsident der niedierösterreiahi­
schen Allbeitetikarrnmer F 'U c h s und Vertreter
verschiedener Körperschaften. Kondolenzschrei-

ben langten ein: vom Präsiden~en des Landtages
von Oberösterreich, IB:undesminisrer 'a. n. Peter,
Man d 0 r fe r; vom Präs:identen des steier­
mätikiisohen Landtages, FranlZ T horn a ; 'Vom
Präsidenten des Kärntner Lanidtalges, l'akoh
S e re!i ni g g; vom Landeshaurptmann VO:l
Steiermark, losef Kr a i ue r; vom Landes­
hauptmann von Kärnten, Ferdinand: We­
den ,ig; vom :Landesamtsdirektor,vortr. HO'f­
rat Dr. Hans Va nur a; vom Landesamts­
direktor von Tirol, Hofrat Dr. Raimund
S toll; vom Vi'zepräs'iden~en des Landesschul­
rates für Niederösterreich, Hans Ha nd I ; vom
Bezid~shauptmann von Gmünd, Dr. Helmut
K lei n er t und vom Bürgerl1mei8ter der Stadt
Wai:dhofen an der Ybbs, Alois L ,i nd e n­
hofer.

H oh es Ha u s!
(Die Abgeordneten erheben sich von den

Sitzen.)
Wieder w,urde ein um seineHeimats~adtund

das Land Niederösteneicih verdienter Mann in
die Ewigkeit abberufen. Bundiesminister außer
Dienst, Altbürgermeister losef K 0 11 m ,a n n,
weilt nicht mehr unter den Lehenden.

Als Präsident des Landtages von Nieder­
österreich ist es mir ein Bedürfnis, vor diesem
Hohen Haus sdner :w gedenken. loser Koll­
mann, derSlich hereits in jüngeren Jahren Ige­
drängt fühlte, sich der s,org,en seiner Mit­
bürger anzunehmen und infolgedessen bald
berufen wutide, im Gemeinderat der Stadit Ba­
den sowie a15 Mitglied des Orts- und Bezirks­
schulrates zu wirken, wurde im Jahre 1909
in den nliederösterreichischen Landtag als Ab­
geordneter entsandt. In dieser Eigensahaft haHe
er als Mitglied mehrerer A,usschüsse die Oe­
legenheit wahrgenommen, sich an Fragen der
Schule, des Gewerbes, der Landeskultur, der
Eisenbahn und des Finanzwesens besonders
rege zu beteiligen. Seine Tätigikeit im nieder­
österreichischen Landtag wurde ,im 1ahre 1915
durcih dessen Auflösung unterbrochen. Als im
laihre 1918 die provisorische ,Lallidesver,samm­
lung wieder ins Lehen 1geI'U'fen wurde, war
lÜ'sef KoUmann wieder zur St,elk Im Jahre
1919 schied er aus dieser InstitluN'Ün 'aus, um
als Mitglied der konstituierenden Nationalver­
sammlung 'Und weiterhin dem Nationalrat an­
zugrehören. Die höchst'e äußere Anetiken:nung
für sein öffentliches Wirken bildete seine Be-



rufung als f,inanzminister in die Regierung
Ramek.

Seine urei,genste Betätigung fand er jedoch
darin, in erster Linie seiner Heimatstadt Baden
zu dienen. 19 Jahre - von 1919 bis 1938 -.
stand er dieser Stadt als Bürgermeister vor.
für seine Wlirksamkeit in diesem 'Bereich spre­
chen die langen Jahre seiner Tätigkeit. Ich
glauhe, mit Fug und Recht behaupten zu
düden, daß Joser KoIlmann sich ,damit ein
bleibendes Denkmal gesetzt 'hat.

Sein erfolgreiches Wirken im öffenHicI1en
Leben des Landes Niederöst'erreich sichert ihm
aber auch in diesem Hohen Haus ein stetes
Gedenken.

loh danke Ihnen für Ihre Trauerkunidgebung
und werde diese im ProtokoIl vermerken lassen.

Ich ersuche nunmehr um Verlesun.g des Ein­
laufes.

SCHRIfTfüHRER (liest):
Vorlage der Landesregierung über den Ge­

sdzentwurf, betreffend die Errichtung von
Hauptschulen in furth be,i Oöttweig, Groß­
Krut, Haus'brunn und Teesdorf. .
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Gesetzentwurf über die Abänd,erung des Ge­
setzes, betreffend die dienst- und besoldungs­
rechtlichen Ver,hältl1iisse ,der Gemeil1'deärzte in
Niederösterreich vom 23. März 1932, LOB].
Nr. 87 in der fassung der Gesetze vom 11. Juli
1933, LGB!. Nr. 210, und vom 23. März 1948,
LOB!. Nr. 9.

Vorlage der Landesregierung, betreffend den
Dienstpostenplan 1951 für die Bediensteten der
niederöst'erreichischen iStraßen- 'und iBrücken­
verwaltung.
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1. Dezember 1948, LOB 1. N r. 2/1949, betref­
fend die zeitliche Befmiung 'vo-n der Grund­
steuer für wiederhergesteIlte Wohnhäuser, die
durch Kriegseinwirkung zerstört oder beschä­
digt worden SÜlid.

Vorlage der Landesr'egierung, betreffend den
Gesetzentwurf über die Förderung ldier fl,u r­
bereinigung.

Vorlage der Landesregierung, betreffend
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der V. Wiahlpeniodie. 17. Sitzwng ,am 20. Juni, 1951. T
'-'.-.- --------- ------- t

Niederösteneioh (niederösterr:eichisches Landw.- !
Schulgesetrz) .

Antrag der Abgeordneten Tesar, Etlinger,
Fehringer, MüHner, Bachinger, Stangler 'und
Genossen, betreffend den Ausbau ,dier Tormäuer­
straße.

Antrag der Abgeol1dnreten Saßmann, Gut­
scher, Reitzl, Bachinger, fehninger, Schöberl
und Genossen, betreffend dieWieder,erric:htung
einer selbstän1digen Ortsrgemeinde Ossarn.

Antrag der Ahgeordneten Schöber,l, Endl,
Ernecker, Marchsteiner, Schmal'zbauer, Nagl
und Genossen, betreffend Ausscheidung der
Gemeinde Alhrechtsberg aus dem Verwaltungs­
bezirk ZwettI und ,Eingliederung :in ,den Ver­
wa>Itungsbezirk Krems an der Donau.

PRÄS IDENT (nach Zuweisunf': des Ein­
laufes an die zuständi~en Ausschüsse): Wir
gelangen zu Punkt 2 der Tagesordnung: Er­
satzwa~hl in die Geschäftsausschüsse des 'Land­
tagesvon Niederösterreich.

Die fralktion der ,spö hat folgende Ersatz­
wahl beantragt:

An SteIle des verstorbenen Abgeordneten
Leopold Weber in den Bauausschußals IErsatz­
mann, in den Fürsorgeausschuß als Mitglied
und in den Wirtschaftsausschuß als Ersatz­
mann den Abgeordneten Josef Stoll.

Wir nehmen nun die Ersatzwahl 'in die Ge­
schäfisausis,chüsse vor. Ich bitte die Herren Ab·
geordneten, die auf ihren Plätzen aufliegenden
Stimmzettelallsz!u'füIlen und abzugeben und er­
suche dien Herrn SchriHführer, hernac:h die
Stimmenzählung 'vorzunehmen.

Ich 'unterbreche die Sitzung auf kurze Zeit.
(Die Sitzun~ wird um 14 Uhr 13 Min. unter­

brochen und tull 14 Uhr 16 Min. wieder au/­
genommen.)

PRÄSIDE NT (nach Wiederaufnahme der
Sitzung): Abgegeben wupden 50 St'immzettel,
sämtliche 'gültig. Mit aIlenarbgegebenen Shm­
mcn wurde der von mir bereits bekanntrgegebene
Herr Ahgeordnete StoH, da der Wahlvorschlag
der SPÖ unv,erändiert angenommen wurde, in
die al!~geführten Geschäftsaussch üsse des Land­
tages 'von Niederösterreich gewä1hlt.

Ich ersuche den :Herrn ,Abg. S i gm und,
die Verhandlungen zur Zahl 197einzluleiten.

Berichterstatter Abg. SIOMUND: Ich :habe
namens des finanzausschusses über die Vor­
lage der Landesregierung, betreffend Landes­
Heil- und Pflegeanstalt Mauer-Öhling, Grund­
v,erkauf an AnstaItsbedienstete für Siedlungs­
ZJwecke, zu berichten.

Auch die Gemeinde Mauer-Öhling leidet
selibstvel'ständlich unter der Wohnungsnot, und
derWohnungshedarf ist auch ,in diesem Ort
sehr groß. In der kleinen Gemeinde sind
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91 Wohnungsuchel1Jde vorgemerkt. Die Pflege­
anstalt besitzt nun einen Meinen Bahnaoker, der
für Siedlul1Jgszwecke aufparzelliert werden soll. ,
Der Grund weist ein Flächenausmaß von
3687 Quadratmeter auf und soU ,in 'vier Par­
zellen aufgeteilt wer,den, für die sich vier !Be­
werher gemeldet haben. Wenn diese vier Siedler
den Grund bekommen, ist es möglich, drei
Dienstwohnung,en freilzumachen, 'Wodurch aber
wieder für drei Familien der Anstalt Wohn­
raum geschaffen würde.

Von der Verwaltung wird vorgeschlalgen, den
Kaufprei,g mit 5 S pro Quadratmeter f'e~t­

zusetzen. Die Siedler 'haben aher die Auf­
schließ,ungsal'heiten selhst durchz'uführen, und
in Anbetracht dieses Umstandes erscheint ein
Kaufpreis von 4 S pro Quadratmeter für die
Anstal tsbediwsteten als angemessen. In ,den
Kaufvertrag würde s'elhstverständlich die Klau­
selauf,genommen werden, daß die Kälufer, die
den Grund bekommen, innerhalb 'von drei
Jahren eine Siedlungsstelleerrichten müssen.
Wenn innerhalb von drei Jahren nicht gebaut
wil'd, solI dem Land Niederöstern:'ich das Vor­
verkaufsrecht einigeräumt werden.

Ich stelle ,daher im Namen des IFinanzaus­
schusses f01lgenden Antrag (liest):

Der Hohe Landtalg wolle besdhHeß,en:
"Der Verkauf der dem Bun,desland Nieder­

österreich eigentümlich,en Parz'elle NI'. 1115
der E.-Z. 237, Grundbuch Mauer, (,Kleiner
Bahna0ker') im Ausmaß 'von 3687 Quadrat­
meter an die B,ediensteten der 'ni,ederöiSter­
reichischen Landes-Heil- und Pflegeanstalt
Mauer-Öhlinlg: Joset Koblinger, IPfleg,er, wohn­
haft: Öhlin!g NI'. 12; ]o'hann SaiIer, Rechnungs"
oberrevident, wohnhaft: Anstalt, Direktions1ge­
bäude; Kar! Stoiber, Pfleg'er, wohnhaft: Anstalt,
Pa'Villon 6; und Anton T,inlhofer, Pfleger, wohn­
haft: Pflegerdorf, Objekt 38; gegen einen Kauf­
preis von 4 S pro Quadratmeter wird lunter
der Bedingung bewilligt, daß die Käufer in­
nerhalb von drei Jahren zur Bauerricihtung
venpflichtet sind 'und sich odalS Land Nieder­
österreich das Vorverka,ufsrecht 'Vorbehält."

Ich bitte den Ho:henLandtag, diesem Antrag
die Zustimmung zu erteil-en.

PRÄSIDENT: Wortmeldn'll'gen Hegen nicht
vor, wir kommen daher zur Abstimmung. (Ab­
stimmung.) A nge n 0 m m e n.

Ich ersuche nun den Herrn Abg. H 'i 1­
gap th die Verhandlung zu lrahl 202/38 ein­
zuleiten.

Berichterstatter Abg. HlLGARl1H: Hohes
Haus! Ich habe namens des Finanzausschusses
über die Vorlage ,der Landesregiefiung, betref­
fend den Voranschlag des Landes Niederöster-

reich für das Jahr 1951, Eröffnung von neuen
Voranschlagsansätzen und Überscthreitungs­
bewiHigung, zu bel'ichten.

Diese Vorlage beschäftigt siCh hauptsächlich
mit der Erhöhung einiger Posten des außer­
ordentlichen Voranschlages 1951 und mit ,der
Eröffnung zweier neuer Posten im außerordent­
lichen Vor.anschlag 1951.

Im einzelnen :hanide:ltes sich bei dieser Vor­
lage um den Anifralgauf Genehmigun:g 'von
Überschreitungen jener Posten, die mit der Er­
richtung der Textilgewerbefachsühule in Groß­
Sieghartls in ZusammenhaThg st,erhen. Für diese
Gewerbefachschule in Groß~Siegharts war als
letzte Teilrate ein Betrag 'von 600.000. S aus­
geworfen. IBei der weiteren Durchführung dieses
Ba'Ulvorhabens ergab sich aber, daß mit diesem
Betra1g das Auslangen nicht gefunden werd:en
kann. Um nun eine weitere Verzögerung der
Eröffnun,g dieser für das Gewerbe so wich­
tigen Schule hintanzuhalten, hat die Landes­
r,egier.ung den Vorschlag gemacht, dem das
Finanzreferat zugestimmt hat, einen weiter,en
Betr,ag von 970.000 S für den notwendigen
A'usbau dieser Schule imaußeroJ1dentlichen Vor­
ansch:lalg 1951 zur Verfügung zu steHen.

Des weiteren war im Voranschla!g für das
Jahr 1951 unter Voranschla!gsansanz 63---62
"Für sonstige SiedIungszwecke" ein Betrag 'Von
2,5 Millionen Schilling und unter Voranschlags­
ansatz 63~63 "Für sonstige Wohllibauför­
derung" ein Betrag von 12 Million'en Schil­
linlg vorgesehen. In Ider Gesamtheit wurde für
Wohnbauzweüke im Voranschlag für 1951 der
Bdrag von 14,500.000 S 'Vorgesehen, über
welchen Betrag bereits vedügt, das heißt,
welcher Betrag den einzelnen Bewerbern be­
reits zur ~erfü'gunggestellt wurde. üer Erfolg
ist reoht beachtlich, denn es wume von diesem
B,etrag an 528 prirvate Darlehenswerher ein
Betrag von 9,702.000 S,an SiedlU!ngsgenoss1en­
schaft:en zwecks Errichtung 'Von 146 Woh­
nungen ein Betrag von 2,756.000 S und in
17 ,Fällen an Gemeinden zum Aufbau 'Von
147 Wohnungen ein Betrag 'von 2,042.000 S
zur Verfü,gung gestellt. Mit Rücksicht darauf,
daß diese Aktion des Landes einen ungewöhn­
lichen Anst:unm von Ansuchen auslröste und noch
wei tere ung,efähr 1500An:suchen unberüciksichtigt
geblieben sind, hat sich das Finanzreferat be­
müßigt gefühlt, die Landesreigierulllg damuf
aufme'rlksam zu machen, zur Linderung Ider
Wohnungsnot einerseits und zum Zwecke der
Arbeitsbeschaffung und der Slicheron,g einer
möglichst 'großen VollbeschäHigung andenseits,
eine weitere Rate von 10 Millionen Schming
beim Landtag anzulford'ern und diesen Betrag
als Überschreitung des Voransöhlagsansatz'es.
ti3-62 im Betrag von 1,500.000 oS 'Und des
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Vor~l.nschlagsansatzes 63-63 ,im Betrag von
8 500.000 S zu bearutragen..

'Außerdem war es notwendig, daß im Zuge
des Ausbaaes der Kamptalwerke Ordruung in
die dortigen Straßmverihältnisse 'gebracht wird,
was dazu dienen soH, den ungestörten Verlauf
des Baues zu sichern. Die aufzuwendendm
Kosten stellen aber auch eine dauernde In"
vestition dar, da durch diese Straßenhauien
für den fremdenverkehr ganz bedeutende und
schöne Gegeruden von Niederösterreich neu er­
schlossen werden. für den Ausbau dieser
Straßen wird! ein Betrag von 5 Millionen Schil­
ling gefol1dert. Der finanzausschuß hat sich
mit {Hesem Projekt beschäftigt und i,st zu der
Er1kenntnis gelangt, daß auch ihier, !genau so
wie beim Wohnhausbau, der doppelte Zweck,
nämlich die HersteHung der Straßenzüge einer­
seits und die Sichellung der Arbeitsbeschalffung
andeNleits, gegeben ist.

Weiter haben sich die Landesregierung und' der
finanzausschuß mit der 'frage beschäftigt, wie
den Geschädigten aus der Dürrezeit 'und aus
den Ha'gelsühäden des Vorjahres geholfen wer­
den könnte und beantragt, zu dies,em Zweck
einen Betrag 'von 500.000 S zur Verfügung zu
steHen. für diesen !Bdmg Süll der Vomn­
schlagsansatz 731~71 "NotstandsmaßllIahmen,
Unterstützungen aus Anlaß von Elementa'r­
schäden" neu eröffnet werden.

Weiter ist in dieser Vorlage beantragt, cinen
Betrag von 12,700.000 S zur Vorfinanzierung
von Darlehen des Wohnhauswiedieraufbaufonds
zur Verfügung zu stellen. Dies beinhaltet ,die
Neueröffnung des Voranschlagsansatzes 63-64.

Der finanzausschuß hat sich mit dieser Vor­
lage beschäftigt und ist zu dem Beschluß ge­
kommen,foIgenden Antrag an ,das Haus zu
stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
,,1. Die Eröff'l1'unlg folgeruder neaer Voran­

schlagsansätze 'im außerordentlichen Voran­
schlag des Larud'es Niederösterreich für das
Jahr 1951 wird genehmigt:

Voranschlagsansatz 63-64 ,Zur Vorfinan­
zierung von Darlehen des WohnhauiS-Wieder­
aufbaufonds'und

Voranschlagsansatz 731-71 ,Notstandsmaß­
naihmen, Unterstützungen aus Anlaß von Ele­
mentarschäden'.

2. Die Übersc:hreitul1'gfolgender Kredite des
außerol'denHichen Voranschlages 1951 um die
ausgewiesmen Beträge wird bewilligt:

Voranschlagsansatz 2411 ,Errichtung einer
Landes-Fachschule 'für das Textilgewerbe in
Groß-'Siegharts' um 970.000 S;

Voranschla!gsansatz 63-62 ,für sonstige
Siedlungszweoke' um 1,500.000 S;

Voranschla,gsansatz 63~63 ,Für sonstigc
Wohnbauförderuug' um 8,500.000 S;

Voranschlagsansatz 63-64 ,Zur Vorfinan­
zierung 'von Daüehen des Wohnihaus-,Wieder­
aufbaufonds' um 12,700.000 S;

Vorans,chlagsansatz 661-61 ,Um- und Aus­
hau von Landes-und Bezirksstraßen' um
5,000.000 S;

Voranschlagsans.atz 731~71 ,Notstan,dsmaß­
nahmen, Unterstützungen aus Anlaß von Ele­
mentarschäden' um 500.000 S."

Ich bitte um Annahme dieses Antrages.
PRÄSIDENT: Herr Ahg. Du b 0 v sk y ge­

langt zum Wort.
Abg. rDUBOVSKY: HoherLandta,g! 'Üer vor­

liegende Antrag über die Gewährun,g von Über­
schreitungsbewiUigungen bei verschiedenen Vor­
anschlagsansätzen ,erfolgt zu einem Zeitpunkt,
der die darin ausgeworfenen Ziffern äußerst
problematisch macht. Dieses Nachtragsbudget
-- ,im wesentlichen handelt es .sich um ein
solches - wird dem niederösterreichischen
Landtag gerade zu einer Zeit vorgelegt, in
der sehr viel von dem Abschluß eines neuen,
nämlich des 5. Lohn iUnd Preispaktes, ,ge­
sprochen wird. Jeder weiß, daß durch diesen
neuen Lohn- und Preispakt zweifellos die schon
sehr starken Preissteigerungen einen weiteren
Auftrieb erfahren wel'den und damit eine Reihe
von Pr,eiserhöhungen stattfinden werden, die in
diesen Voran:schlagsansätzen auch ihren Nieder­
schla.g finden werden. Entweder wird der nie­
derösterreichiscihe Landta!g schon in ganz kurzer
Zeit neuerlich zu einer Überschreitungsbewil­
ligung zusammentreten müssen, wenn wir das
angestrebte Ziel ,dieses Antrages erreichen
wollen, ode'!" 'es wi'rd ehen eine Reihe von
Maßnahmen, mit denen die Überschreit'l1l1gen
begründet werden, einfach nicht durchgeführt
werden können. Da 'E~S sich in diesem Antrag
doch um Beträgehal1'delt, mit denen die Not
der niederösterreichischen Bevölkerung gel'in­
der! werden soll, glaube ich, daß es schon bei
der ,Ers!ellung diese'f Nachtragsbewilligungen
notwendig gewesen wäre, auf die kommende
PreisentwiciklungRücksticht zu nehmen.

So erscheint 'in diesen Nachtragsbewil­
hgungenals die entscheidendste Post der Kre­
ditansatz für die förderung des Wohl1'ungsa'llf­
baues. Im Motilvenbericht 'wird darauf :Jl,il1lge­
wiesen, daß die im VO'fanschlag 1951 bewil­
Hgten 14}~ Millionen Schilling schon restlos
vergeben sind; fast 10 Millionen tSchillingver­
teilen sich auf private Bauwerher, während die
Siedlungsgenossenschaften 2 % Millionen Schil­
ling und 17 Gemeinden für 147 Wohnungen
gar nur etwas über 2 Mi,j]jünen Schilling er­
halten haben.

Wir haben schon eini,ge Male im Zusammen-

r



hang mit den IBudigetberatlungen im vergan­
genen Jahr darauf hingewiesen, daß gerade
der kommunale Wohnung6hau heute eine ent­
scheidende Bedeutung deSiWegen besitzt, weil
nur durch den kommunalen Wohnungshil'u die
finanzieU schwächsten Teile unserer Bevöl­
kerung üherhaupt Aussicht haben, zu einer
Wohnung zu kommen. Wir sehen ab!'r, daß die
Landesregierung gerade hier den lumgekehrten
Weg eingeschla1gen hat, da im heurigen Jahr
noch weit weniger für den ikommunalen Woh­
nungsbau zur Verfügung gesteIlt w'lfde als im
vergangenen. Und dies zu einer Zeit, wo uns
gerade die f-inanznot der Gemeinden bekannt
ist und tagtäglich vOl1demonstriert wird.

Eine Gemeinde nach der anderen erklärt sich
außerstande, und zwar aus finaI1i7.lieUen Grün­
den außerstande, den so dring-end notwendigen
Wohnungsbau weiterzuführen. Oaran ist vor
allem die finanzpolitik sohuld, die den Ge­
meinden gegenüber angewandt wurde, eine :fi­
nanzpoIitik, die den Gemeinden immer größere
Teile -ihrer Einnahmen entzogpn hat, so daß
im wesenüichen die Einnahmen der 'Gemeinden,
absolut gesehen, auf der Höhl.' des Jahres 1948
stehengeblieben s-ind. Zieht man dabei die ge­
stiegenen Lebenshal tungskost-eH, 'V'Üfallem die
~-estiegenen Preise, mit in Betracht, so ist schon
daraus ersichHich, daß die Gemeinden duroh
diese finanzpolüik -immer weniger in die Lage
versetzt werden, wirklich n~nge durch, ufü'hren,
die im Interesse der Bevölkerung gelegen sind.

Aus diesen Gründen wäre es Igeradezu eine
zwingende Notwendigkeit, dien Gemeinden von
seiten der niederösterreichischen Landesregie­
rung aUe Hilfe zuteil werden zu lassen,um so
mehr, als durch die Vergebung -von Wohnbau­
krediten gerade die Wohnbautätigkeit -im Inter­
esse -der finanziell schwächsten Teile der Be­
völkerung geförder~ werden könnte. Die Unter­
stützung -der Gemeinden durch die niederöster­
reichische Landesregierung i-st auch deshalb
notwendi-g, weil, wie es sichgez·eigt hat, die
bisherige form der Unterstützung des Woh­
nungsbaues zu keiner Entlastung des Woh­
nUll'g'smarktesin Niederö-sterreich !gdührt hat.

Wir haben nach wie -vor, wie vor einem Jahr,
rund 20.000 Wohnumgsuchende in Nieder­
österreich vorgemerkt, wobei sich ein großer

.Teil der wirklich Wohnungsuchenden heute gar
nicht 'illBhran die Wohnungsämter wendet, weil
jedes Ansuchen um eine Wohnung bei den Ge­
meinden einfach zweoklos i-st, .da .diese nicht
die Mittel besitzen, um den Wohnungshedarf
wirklich befriedigen zu können.

Ich glaube, daß -es in diesem Zusammen­
hang auch notwendig ist, -darauf hinzuweisen,
daß in Niederösterreich eine Wendung ein­
treten würde, wenn der Herr LandeSihauptmann

endlidh den § 8 desWohnungsanforderungs­
gesetzes in Kraft setzen würde. Die Landes·
hauptleut-e von Salmung, Tirol !Und Obemster­
reich - der oberösterreichische LändeshaiUpt·
mann war sogar Kandidat bei der Wahl des
Bundespräsident-e11 -sind! sicher ikeineschIech­
teren Verteidiger des Pdvateigentums als der
Herr Landeshauptmann 'von Niederösterreich.
Trotzdem aber haben sie den § 8 dies Woh·
nungsanfol'derulllgsigles-etzes in Kraft gesetzt,
obwoihl gerade in den westlichen IBundesländenl
die Wohnulllgisnot bei weitem nicht so groß is1
wie in Niederösterreich, weil diese ILänder durch
den Krieg nicht so in Mitleidienschaft g-ezogen
wurden wie unser 'Bundesland.

Es gibt nur drei Bundesländer, di-e den § 8
des Wohn:ungsanforderungsgesetzes no-ch nichi
in Kraft g~setzt haben. Neben Niederösterreich
sil1Jd es dias Burgenland und das kleine Voral'1·
berg. Man geht wirklich nidht fehl, wenn ma-n
darin keinen Zufall sieht, daß :gerade die bei·
den Bundesländer, die in der Ostzone liegen,
den § 8 des Wohnungsanforderungsgesetzes
nicht in Wirksamkeit gesetzt haben. Man muß
vielmehrangesicMs der -volihal1Jdenen Woh­
nungsnot zu dem RÜdkschluß kommen, daß man
auch in poliNscher Hinsidht mithelfen will, um
eine bestimmte Stimmung zu erzeulgen. .(Ab­
geordneter Stangler: Das ist ein Trugschluß! )
Dann setzen wir den § 8 doch ÜlJ Kraft, dami1
könnt Ihr beweisen, daß es kein Trugschluß
ist. Vor allem aber werden die Woihnungsuchen­
den sehr dankbar sein, wenn die ÖV,p auf
diesem Gebiet - und das wäre auch ein Pro­

.grammpullIkt für die Reformierung i'l1lnerhaIb
der Volkspartei (lebhafte Zwischenrufe bei der
ÖVP) - endHdh einmal die InHiaHve ergreift.
(Landeshauptmannstellvertreter Ing. Kargl:
Kümmert euch um eure 298 Stimmen bei den
Landarbeiterwahlen!) 'Das kommt mir wie ein
schlechter Witz 'Vor: Jemand, der eine Ohrfdgi:
hat einstecken müssen, spricht ganz plötz:lich
über etwas anderes. (Andauernde Zwischen­
rufe bei der ÖVP. - Gegenrufe beim Links­
block. - Der Präsident gibt das Glocken­
zeichen.) <Der Herr LandeshauptmannsteUver­
[r-eter Kargl wird schon wis!sen, wieso die öVP
in Langenlois bei den letzten Wahlen diie Mehr­
heit auf einmal verloren hat. (Landeshaupt­
mannstellvertreter Kargl: Wieso? Zwei Drittel
sind es!) Etw.as weni,ger! (Landeshauptmann·
stellvertreter Kargl: Die 36 Stimmen weniger
tun mir bei 5000 auch nicht weh.)

Durch die Fölideru:l1jg des kommunalen Woh­
nungsbaues und durch die looaftsetzung des
§ 8 des Wohnungsatll'forderungs,gesetzes müßte
endlich einmal ein enengischer Angriff gegen
die zunehmende Wolhnun,gsnot 'in Niederö-ster­
reich unternommen werden. Es ist nichts ein-
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zuwenden, wenn auch Siedlungsgenossenschaf­
ten Kredite aus dem Wohnbaufonds der Lan­
desregierung erhalten. Solche Maßnahmen sind
unbedingt zu begrüßen, denn es sollen wirklich
alle vorhandencn Möglichkeiten, die ,dazu die­
nen, den Wohnungsbau anzuregen, ,ausgenützt
werden. Prinzipiell ist auch nichts dagegen
einzuwenden, wenn einzelnen Siedlern, also E'in­
zeIbewerhern, Kredite aus den für die Wohn­
bauförderung bereitstehenden Mitteln des Lan·
des gewährt werden.

Die bisherige Praxis zeigt allerdings, daß
nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft wurden,
die es auf diesem Gebiet gibt. Gerade die Art,
wie die Vergebung bisher gehandhabt wurde,
weist Mängel auf, so daß gerade das Gegen·
!,eil dessen erreicht wurde, was für den Woh­
nungsbau zuträglich ist. Wür,de bei der Ver­
gebung dieser Kredite an kleine Siedler !und
sonstige Einzelbewerber eine bestimmte Einkom­
mens- und Vermögensgrenze vorgesehen sein,
bis zu welcher Darlehen gewährt werden, dann
könnte man mit dieser Regelung einverstanden
sein. Ich weiß schon, daß auch heute ein Finan­
zierungsplan vorgelegt werden muß, aber in
dem Finanzierungsplan stehcn nicht so sehr
die Einkommensverhältnisse 'und Vermögens
verhältnisse des Bauwerbers im Vordergrund,
sondern hier braucht er nur den Nachweis zu
erbringen, daß er nicht in ,der Lage ist, aus
eigenem die Mittel für 'einen Wohnungsbau
aufzubringen. Also, wenn einer beispielsweise
ein L'uxusauto -gekauft hat und ihm dann die
Mittel fehlen, um eine Wohnung zu bauen, so
ist es durchaus möglich - es giM solche
fäHe -, daß er dennoch einen zinsenfreien
Kr,cdit aus Landesmitteln,also aus öffentlichen
Geldern, erhält. Darum ist es notwendig, eine
bestimmte Hohe des Einikommens festz'ulegen,
bis z'u welcher überhaupt so ein Kredit gewährt
werden kann. leh gestatte mir deshalb, an den
Hohen Landtag folgenden Antrag zu stellen
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Um die vorhandenen Mittel zur Förderung

des Wohnhausbaues nur solchen Bewerbern zU
sichern, die nicht in der Lage sind, die Bauten
aus eigenen Kräften zu finanzieren, wird die
Landesregiel"'ung aufgefordert, in den Richt­
linien für die Vergebung der Baukredite Ein­
kommens- und Vermögensgrenzen festzusetzen,
bis zu welchen Landeshilfe gewährt wir,d,"

Das ist notwendig, weil es sich hier letzten
Endes darum handelt, zinsenfreie Kredite zu
geben, und zinsenfreie Kredite sollen vor allem
den kleinen Leuten zugute kommen. Dabei
w1iissen wir, ,daß ja durch die fortschreitende
Entwertung unseres Geldes, die mit jedem
Lohn- und Preispakt, mit jeder Preissteigerung

immer mehr in Augenschein tr-itt, auch eine
Entwertung dieser Darlehen staHifindet, so daß
jene, die heute den Kredit erhalten, bei der
Rückzahlung in Wirklichkeit eine viel ,gerin­
gere Summe, gemessen an ,dem Kurswert des
Geldes, zurückzuzahlen haben, als sie tatsäch·
lich erhielten. Darum ist es notwendig, 'wenn
schon auf diese Art und Wei'se finanziert wer­
den soll, daß man in erster Linie wieder die
öffentliche Hand, die Gemeinden, unterstützt,
und in zweiter L<inie jene Menschen, die finan­
ziell durchaus nicht in der Lage sind, zur
Gänze aus eigener Kraft die Finanzierung ihres
Wohnungsbaues durchzuführen.

In dieser Vorlage ist auch die Vorfinanzie­
rungvon Darlehen zum Wohnhauswiederauf­
baufonds enthalten. Damit wird ein leidNühes
Kapitel in der Geschichte 'unseres Landes wie­
der einmal a'ufgewllt, nämNch ,das Kapitel der
Benachteiligung Niederöst,el"'reichs! Wir alle
wissen, daß Niederö'Sterreich, das rund 25 Pro­
zent der österreichischen Kriegsschäden erlitten
hat, bei der Verteilung der Quoten zum Wohn·
hauswiederaufbau nur 9 Prozent zugesproohen
erhielt. Wir alle haben ,gehört, wieviel Marshall·
Plan-Gelder für dieslen Zweck zur V,erfügung
gestellt, ja geradezu am laufenden Hand frei­
gegeben werden. Die Tatsachen schauenaHer­
dings anders aus. Es ist bei weitem nicht das
freigegeben worden, worüber geschrieben wurde,
sondern gerade bei der Finanzierung des Woh­
nungsbaues glibt es immer wieder neue Schwie·
rigkeiten von seiten der Amerikaner, die durch·
aus nicht bereit isind,in der Frage des Woh­
n!Ungsbaues Marshall~Plan·Gelder zur Ver·
fügung zu stellen. Sie sind bei allen anderen
fragen, die der Vorbereitung eines neuen
Krieges dienen sollen, sofort bereit, die Gelder
des Marshal'l"Planes zur Verfügung zu ,stellen,
n!Ur nicht dort, wo es 'um eine winkliche Mil·
derung der Not der österreichischen B·evÖJ­
kerung geht. Deswegen hat man jetzt zu dem
Ausweg der sogenannten Vorfinanzierung ge'
grHfen. Hinkt' dieser Vopfinanzierung ~steht

letzten Endes nichts anderes, als daß man
eines Tages erklären wird, daß aus dem Mar­
shaIl-Plan"Fünds keine Gelder mehr für Wohn­
bauzwecke zur Verfügung gestellt werden, son­
dern daß eben die zuständigcn Körperschaften,
die diese Vorfinanzierung übernommen haben,
auch weiterhin die Finanzierung durchführen
müssen. (Landeshauptmannstellvertreter Papp.­
Er ist auf einmal für den Marshall-Plan!) Wir
sind nicht dagegen, ,daß Gelder des 'Landes zur
finanzierung des Wohnungsbaues zur Ver­
fügung gestellt werden, aber dann soll man
sie oHen als die Gelder de,s Landes zur Be­
seitigung der Wohnungsnot bezeichncn und
nicht irgendwelche IHusionen erwecken, die
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früher oder später platzen werden. Angeskhts
der Not auf dem Gebiete des Wohnungsmarktes
ist es notwendig, daß hier wirklich alle Kräfte
angespannt wel1den. Es wird aber auch not­
wendig sein, daß sich der Landtag darüber
klar ist, daß von den insglesamt 'veranschlagten
22,7 Millionen Schilling, die dem Wohnungs­
bau oder dem WOlhnlullgswiedemufbau zu­
fließen sollen, in kürzester Zeit ein großer Tei']
durch die Gel-dentwertung auf Grund des
5. Lohn- und Preispaktes 'verloren sein wir,d.
Das zur frage des Wohnungsbaues, der gewiß
eine der dringendst,en Notlwendigkeiten in Nie­
derösterreich darstellt.

Ein weiteres Kapitel betrifft den Nachtra1gs­
kredit von 500.000 S Z'Uf Linderung der Not
der Geschädigten aus Anlaß der vorjährigen
Dürre und Hagelunwetter. Es ist meiner Mei­
nung nach doch etwas reichlich spät, jetzt für
jene Menschen einen Kredit bereitzustellen, die
;;chon im vergangenen f rÜihjahrund Sommer
durch Unwetter Schäden erlitten haben. Wir
sind da/von 'Überzeugt, daß es durchaus möglich
gewesen wäre, wenn nicht schon früher,so
doch bei der Beschlußfassu'l1lg über das -dies­
jährige Budget, den entsprechenden Betrag ein­
wsetzen. Wir wissen auch, ,daß inzwisdhen die
Entschädigungen, die die damals von den Un­
wettern Betroffenen erhalten werden, mittler­
weile längst entwertet sind und dem Schade!l
nicht entsprechen, wie er seinerzeit geschätz1
wurde. Die ständige Geldentwertung wirkt sich
eben auch auf ,diesem Gebiet aus. Zuerst also
die Schäden durch das Unwetter und j,etzt die
Schäden durch die Oeldent'wertung! A,ber die
Unwetf.er<schäden des verganlgenen Jahres in
Niederösterreich - die Schäden waren zweifel­
los groß - sind nur ein Bmchte'il dessen, was
;;ich heuer an Unwetterschäden ereignete. ,Es
vergeht nicht eine Woche, wo wir nicht neue
Mitteilungen 'von Unwetterrkatastrophen aus
Niederösterreich erhalten. Ich gllaube daher,
daß gera-de dies,er Nachtrag;skredit die Landes­
regierung veranlassen sollt'e, hier entsprechende
Geldmitf.el für eine SoforthiHe für die vom Un­
wetter Geschädigten zu schaffen.

Nichts ist aber geschehen. Wir haben :nwar
hier bei eüi'er der letzten Sitzungen gehört,
daß der Landesregierung der Danlkausgespro­
ehen wurde für ihren Appell an die :ß'undes­
regierung um Hilfe für die durch das Unwetter
Geschädigten. Schon damals haben wir gesagt,
mit einem Appell a<llein ist den Gescihädigten
nicht geholfen; bis heute haben sie auch noch
keinen Groschen erhalten.

Es ist daher notwendig, daß angesichts des
heurilgen Katastrop.henjahres der Landta.g ent­
sprechende Mittel bereitstellt, um den 'vom Un­
wetter BetrorHenen eine SOlfiorthilfe zuteil wer-

den zu lassen. Gemäß ,dem Spr'ichwort "Wer
rasch hilft, der hilft doppelt", erlaube ich mir,
den Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
Um der von Hochwasser-, Ha:gel- und an-"deren Katastrophen betroffenen BevöLkerung

bis zum Einsatzander:weitiger Unterstützungs­
maßnahmen erste und unaufschiehbare Hilfe
leisten zu können, wird die Landesregierung
aufgefor-dert, dem Landtag unverzüglich einen
Antrag über die BereitsteHung von 10 Mil­
lionen Schilling für diese Zwecke 'vorZUlIegen."

Damit könnten die eflsten, dringendsten Not­
standsfälle ,der von Hochwasser- und Hagel­
katastrophen BetmHenen 'gelindert weroen. B,i,s
die Bundesregierung die entsprechenden Mittel
bereitsteHen wird, von der Landwirtschafts­
kammer die notwendigen Mit,tel eintreffen und
der ni'ederästerreichische Landtag zusätzliche
Mittel 'veranschlagen wird, soU ein fonds ge­
scha,ffen werclen,aus dem die Geschädigten
die entsprechenden Entschädigungen erhalten.

Aber nicht nur die Problematik der ziffern­
mäßigen Höhe dii,eser Nachtragskredite verdient
auf,gezeigt zu lwerden, weil sie durch die Geld­
entwertung heute bereits in ihrer Kaufkraft
ad absurdum geführt sind, sondern es ist auch
notwendig, auf eine Praxis hinzuweiis'en, die in
der letzten Zeit bei der Budgetiemn,g einge­
rissen ist. Mit diesen Nachtragskrediten wird
nämHch auch beantragt, für den Um- und Aus­
bau der Straßen einen Betrag 'von 5 Millionen
SchiHinlg, und zwar im außerordentlichen Etat,
bereitzustellen. Uns ist bekannt, daß in den
außeror,dentlichen Etat bisher nlur- die Kosten
für Neubiwten von Straßen aufgenommen wur­
den und jetzt scheinen auf einmal Instandhal­
tungskosten, die in das ordentliche Budg1et ge­
hören, im außerordentlichen Budget auf. Das
ist kein Zufall, denn gerade ·auf dem Gebiete
der Budgetierung des Straßenbaues sind in
letzter Zeit Dinge eingerissen, die der Landtag
einfach nicht unwidersprochen laissen darf.

Im Budget für 1951 sind rund 24 MIMionen
Schilling für die InstandhaHung und Erhflltung
der niederösterreichischen Str;aßen ausgeworfen
worden. Das ist für das ordentliche Budget
Nun ist der verantwortHche politische Referent,
der Herr Landeshauptmannstellvertr-eter KargL
einfach hergegangen und hat, ohne den ,Land.
tag davon zu verständigen, angeordnet, daß
von den fürdi'e Instandhaltung der Straßen
bewilligten 24 Mi:1lionen Schilling 13 Millione!l
Schilling nicht für die Instandlhaltung, sondern
für gründliche Errueuerungen der Straßen Ver­
wendung finden so-llen" also für Zwecke, die
durchaus ins außerordentliche Budget gehören,
Ob diese oder jene form des Straßenbaues
richtig oder falsch ist, ,darüber kann man dis-



kuNeren, und man wird diesbezü~lich sicher auf
eine gleiche Linie,auf einen gleichen Nenner
kommen können. Es muß a,ber abgelehnt wer­
den, diaS der Landt1ag dadurch irregeführt wird,
daß Summen, die er für bestimmte Zwecke
bewilHgt hat, anderen als ,diesen Zwecken zu­
geführt werden, daß also, ohne daß der Land­
tag gefragt wird, auf Kosten der Instandhal­
tung der niederösterreichischen Landstraßen ein
fonds geschaffen wird, 'von dem die gesetz­
gebende Körperschaft nicht weiß, welchen
Straßenerneuerungen er dient.

An diesem Nachtragskredrt ist aber noch
etwas anderes interessant, nämlich die Begrün­
dung, für welchen iStraßenbau ,er erforderEch
und warum dieser jetzt durchgeführt werden
3011. Es handelt sich nämlich 'um die Straßen­
ver'hältnisse im Zuge des Ausbaues der Kamp­
talwenke. Die KamptaIwenke sind nun schon das
zwerte Jahr im Igau. Soviel in der NEWAG be­
kannt ist, sonen sie bereits im heurigen Jabr fer­
tig~esteHt werden. Und jetzt, sozusagen vor Tor­
schluß, knapp vor der Beendigung des Baues,
kommt man und erklärt, daß dieser Straßenbau
dort notwendig ist, 'um die Materialtransporte
durchführen zu können. Nun, ich ~laube, es
handelt sich da weniger um Einzugsstraßen für
den Transport des Baumaterlials der Kamptal­
werke, als um Einzugsstraßen, die zum Stamm­
sitz des Herrn LandeshauptmannsteHvertret-ers
Kargl naöh Langenlois führen. Deswegen soll
der Straßenbau erfolgen. (Landeshauptmann­
stellvertreter Ing. Kargi: Der schläft bei den
Aufsichtsratssitzungen der NEWAG!) ,Prin­
zipiell is,t nichts 'gegen die Erneuerung und
gegen die Erhaltung der Straßen zu sagen,
aber ,der Landtag muß wissen, um welche
Straßen es sich handelt. (Landeshaaptmann­
stellvertreter Ing. Kargi: Bei der NEWAG
kannst du darüber reden!) Aus dem Protokoll
der NEWAG ist zu ersehen, was in den Sit­
zungen vor'gegangen i'st und wer bei den Auf­
sichtsratssitzungen geschlafen hat. In ,d'iesem
Protokoll wind festgestellt, daß die Ferüg­
stellung der WeI1ke im heurigen Jahr erfolgen
soll, wenn die Finanzierungsfrage geregelt ist.
Das zu Ihrer Information, Herr Landeshaupt­
mannstellvertreter !

Das Straßenbaulkapitel ist wirklich ein heikles
Kapitel, auf dem sich aIlerhand tut. Schon
wenn man bei der Vergebung der Arbeiten, ja
sogar bei der Arrbots,ersteUung nachsieht, so
kommt verschiedenes heraus. Man s'ieht da, daß
auf dem Gebiete des Straßenbauwesens ,keines··
wegs einwandfreie Straßen gefa,hren werden,
sondern daß man da oft seihr krumme Wege
geht. (Landeshauptmannstellvertreter Ingenieur
Kargi: Keine Gemeinheiten bitte! Das hast
du nicht notwendig, sonst werde ich dir etwas

anderes erzählen. - Landesrat Genner: Was
wollen Sie uns denn erzählen?) Wenn Sie es
wünschen, können wir ja darüber reden, ob bei
der Vergebung der Arbeiten wir:kl'ich nur lei­
stungsfähige Fil1men wm Zug kommen oder
besonders gut angeschriebene Firmen. (Landes­
/zaaptmannstellvertreter Ing. Kargi: Nur Fir­
men, die gut arbeiten!) Das ist ein Begriff,
der versClhieden ausgelegt werden kann. (Lan­
desrat Genner: Wer bestimmt das? -~ Landes­
Izauptmannstellvertreter Ing. Kargi: Die Fach­
leute bestimmen das, die Kommunistische Partei
iedenfalls nicht, die wird kein Urteil darüber
abgeben. - Landesrat Genner: Warum sind
Sie denn so aufgeregt? - Landeshauptmann­
stellvertreter Ing. Kargi: Ich bin nicht auf­
geregt, Ilur Gemeinheiten dulde ich nicht,
Demagogie bin ich schon gewöhnt, aber so
etwas nicht. - Weitere Zwischenrufe beim
Linksblock. - Landeshauplmannstellvertreter
lng. Kargi: Kommt jetzt die Geschichte mit
den Amerikanern wieder? - Heiterkeit bei der
oVP. - Abg. Endl: Die sitzen ja selbst im
Glashaus, das ist immer die alte Walze! ­
Abg. Stangler: jetzt kommt die Hauptwalze
Dubovskys: der Marshall-Plan.) Ich weiß
schon, bei heiklen Themen ist die Nervosität
ehen am größten. Da glaubt man, durch
Schreien und verschiedenes andere über Tat­
sachen hinwegtäuschen zu können, di'e wir hier
aufgezeigt haben, und die auch der IRechnungs­
hof hes,täügt hat. Es ist nur tr.aurig, daß
die Landesreg'ierung nicht den Mut aufbringt,
die Berichte des Finanzkontrollausschusses und
die Berichte des Rechnungs'hofes irr öffentlicher
Sitzung zu behandeln, ,denn da würde sich
das Blatt gleich wendcn,da 'Würde sich dann
in allem und jedem bestätigen, daß das, was
w,ir hier aufzeigen, auch von den Körper­
schaften, in denen Sie maßgebenden Einfluß
besitzen, beS'täti'gt wird. (Zwisclzenrufe rechts.)
Wenn S'ie wir>klich ehrlich sein wollen,
darrn fassen wir hi,er ,den Bescihl'uß,daß die ge­
nannten Berichte in öffentlicher und nic'ht, wie
bisher, in vertraulicher Sitzung des Landtages
behandelt werden. (Landesrat Miillner: Sie
,itzen doch selbst im Finanzlwntrollausschuß.
- Zwischenrufe rechts, besonders seitens des
Abgeordneten Mitterhallser.) Schau, Mitter­
hauser, hat bei euc'h schon einmal einer ge­
redet, nur damit er redet oder nur damit er 'in
die Zeitung kommt? (Abg. Endl: Du redest
IZUr für die Zeitung!) Von euch weiß ich, daß
ich euch nie überz(JU'gen werde! (Heiterkeit und
Zwischenruf rechts: In ganz Österreich nie­
manden!) Auf eure Überzeugungsmethoden
kann ich verzichten, es hat sich ja bei der
ßundespräsidentenwahl herausgestellt, wie eure
OberzeU'gungsmethoden ausschauen.

,
I
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Alles in allem ist zu den: heantragten Nach·
tragskredjten zu sagen, daß si,e tim wesentlichen
dazu dienen, um auf bestimmten Gebieten die
Not der niederösterreichisclhen B0völkerung zu
lindern, Arbeit zu schaHeIl und so mit bei·
mtragen zur wirtschaftlichen 'Entwicklung uno
;;eres Landes. Di,ese ,GesicMspUnikte sind es, die
uns veranlassen, für di,ese KredH'e zu stimmen.
Diese Z'ustimmung bedeutet aber nicht eine Zu­
;;timmung zu den Mdhoden, die bei der Ver­
gebung dieser Kredite anrgewandt werden.

PRÄSIDENT: Zum ,Wort gela'ngt Herr
Abg. W ondr a k.

Abg. WONDRAtK: Hoiher Landtag! ,Die
Vorlage der LandesregieI1Ung, die Kredite von
nahezu 30 Millionen ISchilling erschließt, 'ist
grundsätzlich zu begrüßen. Es 'ist festzustellen,
daß damit der niederösterreichisclhen Wirtschaft
ein 'neuer Impuls gegeben wird. Wir sind vor
allem auch dafür, daß man sich nun ent·
3ch1ießot, die fachschule ,für das Textil'gewerbe
in Groß-Siegharts endlich IfertigzusteUen. IDi€
niederösterrei<;hische Textilindustrie 'ist in den
früheren Jahren ein Wirtschaftszweig ~gewesen,

der ,seine groß.e Bedeutung ge>habt hat. Im Ver.
lauf der letzten Jahre ilst aber der Schwellpunlkt
der Textilindustrie mehr nach dem Westen ab·
g'ewandert, und wir :glauben, daß di,e Inbe­
tr,iebnahme der Schule in Gr08-Siiegharts, wenn
sie von ,guten fachleuten 'geleitet Wil1d, dazu
beitragen wird, um der niederösterreichischef)
Textilindustrie wieder jellJes holhe Maß 'Von
Ansehen und jene :großeL'eistungsfähi:gkeit
zu geben, die wir, vom Stanrdp'l1ulkt der
ruiJederösterreichischen Interessen rgesehen, drin­
gend brauchen.

Wir sind auch der Meinun:g, daß die 5 Mil­
Honen Schilling, die für 'Str:aßenneubauten oder
Instandsetzungell verwendet werden sollen,
durchaus zweckmäßig sind. Man hat zwar
jetzt gerade mit anhören können, daß in diesem
Hohen Haus, wenn über di,eses Kapitel 'ge­
spmchen wird, eine ,gewisse Unruhe ein­
zieht. Ich weiß schon aus welche.m Grund.
Gewiß, es gibt neben d~n WaMviertler ,Straßen
noch viele andere schlecMe Straßen in un­
serem Land, und ich gehöre durohaus ,nicht zu
jenen, die der Überzeugung sind, daß auf dem
Gebiete des Straßell'wesens immer das Zweck
mäßigst,e und Klügste in diesem Land ge­
schieht. Ich kann aber absol'ut verstehen, daß
man gerad~ im Zusammenhang mit dem Bau
des Kamptalwerkes auch die Straßeru dmt in
Bau nimmt. Ich glaube, es 'Wäre vernünfüger.
zu sagen, daß sich auf Grund des Umstand~s,

daß dort 'infolrge der gesteigerten Transporte
eben die Straßen stärker henützt werden, die
Erkennt'nis durchges,etzt hat, daß dort besan·
ders schlechte Straßen sind. Man nimmt sich

nun einen Anlauf, um ,diese Straß,en in einem
bestimmten, .abgegrenzten Gebiet in ,einem Zug
in Ordnung zu bringen. Von diesem Gesichts·
punkt aus begrüßen wir da:~. Wenn dies~

Straßen dann ferti~g sind, haben wir Zeit, an­
dere Teile des Straßennetzes in Niederöster·
reich besser zu berüdksichügen. Die vielen
Wünsche, die es auf dem Gebiet des Straßen
baues in Niederösterreich gibt, können nlllunicht
auf ,einmail berü,rn{sichügt werden, und :zJWar
nioht deswegen, weil es vielleicht irgend jemand
nicht will, sondern weil der Str.aßenbau eben
eine Geldfra,ge ist. Wenn man nun nicht genug
Oeld hat, dann geht eben ein feilschen darum
an, mit welchem :Straßenzug z'uer,st begonnen
werden soll. Wir nehmen aber zur Kenntnis,
daß die Straßenzüge rund um das Kamptal·
werk einer ,gründNchen :Restaurierung unter·
lOgen werden müssten, damit auch für den Zu·
zug von fremden, der sicherlich zu ,erwart,en
,ein wird, ent,spr,echende Straß·en vorhanden
sind.

Das Kernstück der neuen Vorlage ,ist dif
Eröffnung 'von neuen Voranschlagskrediten
und die Überschreitungsbewilligungen für das
Wohnbauprogramm. :Es ist begreiflich, we,nn
irgendwelche Geldier fürWohnbauzwecke auf·
gewendet werden sollen, daß sich sofort eine
Diskussion darüber entspinnt und daß ver·
3ucht 'Wüd, ein Bild zu entwerlfen, wie ,schreck'
lieh 'groß das Wohnungselend in unserem Land
ist. Ich wage nun zu 'behaupten, daß ,keim
Schilderung imstande ist, das furchtbare Woh·
rrungeelend, das in den Inrdustriestädt,en, auf
den Dörfern, auf den Outshöfen und in den
landwirtschaftlichen Betrieben herrscht, richNg
zu charatktefiisieren und dJarzusteUell. Ich bin
immer darübererscihüttert, daß man aus di,eser
Frage eine politische frage macht. Wenn wir
nicht in der Lage sind, allen Menschen eine
gesunde Wohnung zu 'geben, eine Wohnung, wo
sie 'sich nach schwerer Tagesarbeit entspre­
chendausruhen können, danrn ilst dies meines
Erachtens eine Ang,elegenJheit, die aufgezeigt
wer,den soll. Daß hier alles auf/geboten werden
muß, um diesem Z'ustand ein i['nde zu setzen,
ist selbs~verständHch, es darf damus aber kei'n
Politikum gemacht werden. Die Baukosten sind
in den letzten Monaten gewaHi:g 'gesti,egen. Di€
Beträ'ge, die jetzt hierausgeworf.en we~den\

reichen natürlich ,nicht zu dem aus, wie es 'viel·
leicht noch vor ,einigen Monaten der fall ge­
wesen wäre. Es wäre a'lso ein größerer Betrag
notwen:di,g, aber man muß 'sioh auch hier mit
den Mö~glichkeiten, die gegeben sind, begnüg'en.
Wir können uns nicht ,in Wünschen verlieren,
von denen wir überzeugt sind, daß sie unerfüll­
bar 'sind. loh muß aber auch unterstreichen,

, daß der B'au von WO'hnungen durch die Ge-
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meinden am dl'ingendsten und notwendigsten
ist. Das ist 'keine politische Frage. Wenn man
auch das Siedlungswesen und den Privatwohn­
bau unter,stützt, so müßte man schon in erster
Linie die Bestrehungen der einzelnen Gemein­
den, Wohnungen zu schaffen, unterstützen, da­
mit nicht nur für eine ganz bestlimmte Gruppe
von Menschen allein Wohnungen geschaffen
werden. ,Eine große Gruppe von Menschen, die
in den Städten lebt und nichts als ihre Arbeits­
kmft hat, ist außerstande, siCh an Si,edlungs­
aktionen zu beteiligen. Die jugend erst recht
nicht, weil sie auf jahr'e hinaus ihr ga'nzes
Einkommen brauchen würde, um sich ein men­
schenwürdiges Heim zu schaffen. Diese jugend
würde also überhaupt nicht darankommen, und
da würde 'ich sehr bitten, daß die Mehrheit
endlich ihre Widerspenstigkeit ablegt Uind dif
Gemeinden bei ihrem Wohnungsbau mehr unter­
stützt. Das sind keine politischenfmgen, das
sind keine fragen der Agitatio,n oder des
Wä'hlerfanges, sondern das sind Auf'gaben der
Menschlichkeit, die erfüllt werden müssen, weil
es nicht angeht, daß ,die armen Leute, die sich
nicht heUen können, zu keiner Wohnung
kommen.

Wir sind auch der Me1inung, daß die neuen
Beträge, die ausgeworfen werden, Um den Woh­
fmngs'bau zu fördern, natürlich viel zu gering
>'ind, um nur teilweise die 'große Not zu lindern
Wir hätten auch Wünsche in Ihezugauf di'.
R'ichNinien, die ,für die Gewährun'g von Woh.
nungsförderungsbeiträgen des Landes Nieder.
österreich gelten. Ich möchte ni'cht das wieder·
holen, was ich schon in einer Sitzung des
finanzaussclhusses ,gesagt 'habe. Ich muß fest­
stellen, daß sich seither wieder nichts geänderl
hiat; es rist wieder alles hÜlbsch beim alten ge'
blieben. Die Mmschen draußen müssen ange.
sichts der ,steigmden Preise der BaumaterialiclJ
warten lund warten, bis sie endlich einmal das
Geld bekommen. An Stelle der RichtrJinien wärt'
unserer Meinunig nach ein richtiges Landes­
WO'hnungsbauförderungsgesetz notwendig, i,n
dem in 'konkreter fOflm die vielen Untersc'h'iede,
die sicher-geben, berücksichügt werden. Es is1
wirklich ,so, daß Leute sich mit La'l1idesrmitteln
Wohnungen geschaffen haben, die sich sü1chf
auch ohne Landesmittel hätten hauen können.
Das ist 'nachweisbar, das ist keine Dema'gogie
lInd keine Übertreibung, das kann man al1
vielen Beispielen nachweisen. Es müßte also
wirklich darnach 'getrachtet werden, daß diese
wenigen Gelder, weil ,das Land eben nicht mehr
hat, so verwendet wer,den, daß möglichst viele
Wohnungen für jene Menschen entstehen rdi,e
sich sellbst nicht helfen können. Unld diese
Gruppe von Menschen richtig herauszusuchen,
müßte die Aufrgabe eines -guten Gesetzes sein,

damit die verschiedenen Auslegungen, die dann
lI'nd wann entstehen und zu Mißdeutungen An­
laß gelben, endlich aufhrören. Ich gIaube also,
daß wir die Beträge, die da al'S Nachtrags­
kredite beantragt werden, gutheißen kÖI.lllen.

Wenn hier das erste Mal für die Vorfinan­
ziemng im Zuge des Wiederaufbaucsvon Woh.
nungen ein Betrag von 12,7 Millionen Schil.
ling gegeben wir,d, so haben wir auch gegen
diesen Weg nichts zu sargen, weH wir der Mei­
nung sind, daß alle möglichen faktoren heran­
gezogen werden müssen und jede Möglichkei1
ausgenützt werden soll, um neue Wohnungen
zu schaffen. Wenn die Gelder aus ,dem Wieder­
aufbaufonds eben karg fließen, ist es Inatürlich
zu begrüßen, daß das Land einspringt, weil
da:durch früher Wohnungen und damit weitere
Arrb-eitsmöglichkeitcn geschaffen werden, als
wenn wir zruwarten, bis die Leute aus den
fonds:mitteln bedacht werden können.

Im großen und! ganzen sind wir also erfreut,
daß diese Vorlage gekommen ist. Daß sie un~
nicht befriedigt, das ist sic'herlich nicht in einer
bösen Absicht gelegen, sonldern das liegt in der
Begrenzung unserer finanziellen Möglichkeiten,
Aber die Vorlage ist ein Beitrag zur Linderung
der Wohnungsnot, und ich gllaube, die Nieder.
österreicher werden es verstehen, daß wir den
guten Willen haben, zu helfen, 'SoIweit es nur
möglich ist. Dies"" Hilfe wird bei Auszahlung
der Mittel sicherlich wiedereirnigenI-Iunderten
zugute kommen.

Aber nun eine Bitte an die sehr verehrten
r-rerren, die es angeht! Bringen Sie nicht erst
im Sepkmber oder Oktober die Beiträge zur
Äuszahl'ung, die Sie heute 'beschließen. Wem11
Sie 'helfen w01llen, helfen Sie sehr rasch; nur
dann ist die Möglichkeit vorhanden, daß VOI
dem Winter wieder einige Wohnurllgen in Nie­
derösterreich beziehbar gemacht werden.

Uns kommt es darauf an, daß wirklich und
rasch geholfen wird, denn auf dem Gebiete der
WohnungsIiot ist nach unseren ,BegriHren rasche
HiHe eine der wich1igsten Voraussetzungen
lInd ~ine der wichtigsten Arufgaiben, die der
Hohe La'ndtag von Niederösterreich erfüllen
muß. (Beifall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt der Herr
Abg. Zach.

Albg. ZACH: Meine sehr verehrten frauen
und Herren, Hoher Landtag! Wir klönnen fest­
st,ellen, daß die fragen ,des Wohnungsbaues
und seiner f örrderung im Hohen Haus immer
eine mehr oder minder stüf1mische Auseinander­
3etwng aus1'Ösen. Ich glaube, diese Tatsache
allein ist schon Beweis genug da:tür, wie schwie­
rirg, aher auch wie notwendig diese Dinge sind,

Ich knüpfe gleic'han -den letzten Satz des
Herrn Präsidenten Wondra!k: an der sao-te daß, '" ,

,
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es notwendig sei, daß alle KräHe zusammen­
helfen, um alle gangbaren Wege zu suchen, die
es ,ermöglichen, recht viele Wohnungen zu
schaffen. Gerade dieser Satz sollte der Leit·
gedanke unserer Beratungen 'Und ,unseres Stre·
bens s,ein und uns bei der frage, auf welche
Weise und mit weilchen Mitteln die meisten
Wohnungen geschaffen werden können, immer
vorschweben. WÜ- wissen, daß wir uns in
dergegenwärHgen Zeit vielfach mit Not·
iösungen begnügen müssen, aher wir sind uns
a'uc'h bewußt, daß wir dem ganzen 'fragen­
komplex muhg ins Auge schauen müssen.

W,enn gesagt wird, daß den Gemeinden zu­
wenig Geld für Wohnungs:baut,en zur V>tr­
fügung steht, ,dann müssen 'wir ganz klar
fra1gen, welche anderen Mittel noch eingesetzt
werden, um Wohnungen zu schaffen. Wenn nur
Landesmittel und vielleicht auch Gemei'ndcmittel
eingesetzt werden, um Wahnungen zu schaffen,
dann wird eben die Gesamtsumme, die für deI)
Wohnunlgs1bau .aufgewendet wird, z,ur Gänze
von der öffentlichen Hand stammen, das Iheißt,
daß 100 Prozent der Kosten: die Öffentlichkeit
m tragen hat.

Ich wiM Ihnen ein Beispiel, 'Von dem ich
g'laube, daß ich es schon einmal angeführt
habe, noch einmal bringen. In einer Gemeinde
werden 31 Wo'hnungen aus öffentlichen Mitteln
gebaut, und die Kosten betragen 2,1 Millionen
Schilling. Das bedeutet, daß eine Wohnung auf
rund 70.000 S kommt, die VO'Il ,der öffentlichen
liand beigesteIlt werden. Wenn ich nun den
gl,eichen Bdralg ansetze und sage, ,das Land
gibt 40 Prozent 'und die Gemeinden IwoUen auch
etwas dazu beitragen, wenn sie etwas haben,
sie geben also meinetwc'gen 20 Prozent, danIl
kommen trotzdem erst 60 Prozent von der
öffentlichen Hand, und 40 Prozent müssen
von den Wahnungsuchenden oder Wohnung­
erwerbenden -- vielleicht sagen wir am besten
Wohnungschaffenden - 'beigesteIlt 'werden.
Ich habe daher dann nur sechs Zehntel der
Wohnungen aus 'Öffentlichen Mitt'Cln und vier
Zehntel aus privaten Mitteln ,geschaHen, konnte
also vier Zehntel zusätzlich errichten.

Ich verstehe di'e Beweisführung des Herm
Abgeordnetm Dubovsky nicht, wenn er sagt,
daß sich die Wohnungsnot nicht met1Nlich ver­
ringert hat, weil den Gemeinden zuwenig Mittel
wr V'erfügung gestellt werden. Das Gegenteil
muß bei objektiver BetrachtuDigfestgestellt
werden. 720 WOihnungen wur1den a'lIS den Mit­
teln der Wohl1lba'uförderung bereits emichtet.
Wären es 'nur öffentliche Gelder g,5wesen, ,dann
hätten wir nur rund 300 Wohnungen mit den
gleichen Mitteln 'Schaffen können.

Meine sehr verehrten Frauen und Herren!
Ich sta'une wirklich, daß man bei dies'en rein

';virtschaftlichen Dilllgen nicht die ZiHem spre­
chen ,läßt. Beim Wohl1lungsbau heißt es eben
heute auch den Rechenstift in die Hand neh­
men, und dabei :muß man manchma'1 das Kind
beim richtigen Namen nennen, auch auf die
Gefa'hr hin, daß es mißdeutet wird. Wenn wir
flicht andere Wege Igehenals bisher, ,dann wird
,ich di,e Wohnungs'not nur noch ver1größern. Sie
alle halben sicher a'uch die NachricMen gehört
und ,gelesen, daß einige Oroßlgemeinden be­
r,eits den Entschluß ,geJaßt halben, den so­
zialen Wohnungsbau einLZlustellen, weil die
Gemeinden diese hohen Ausgaben l1Iicht mehr
leisten k,önnen. Wenn der Herr Abgeordnete
DuboV'sky sagt, daß diejenilgen, die mit1geholfen
haben, sich eirre Wohnung zu schaffen, wegen
der Geldentwertung IMeinen~ Rückza'h'l'ungs­
;-aten, nämlich am Kurs,wert des Geldes ge­
messen, zu zahlen haben, so freue ioh mich
darüber, daß er das 'gesagt hat. nies deswegen,
weil ich hoffe, ,daß duroh diese Mitteilung ,viel·
leicht mehr Menschen angespornt Iwerden, selbst
alles, was sie an kleinen Ersparnissen oder
eigener A11beitskraft aufbringen können, 'ei'n­
zusetzen, damit wir 'wirklich in der nächsten
Zeit mit diesen öffentlichen Mittt:'ln noch melhr
Wohnung,en stCllaftfen können. Es bleibt auch
der Mietzins, lieber Herr Abgieordneter Du­
bo'vSlky, der in den sO'genannten sozialen Wolhn­
hausbauten if'estgesetzt ist,gleioh,auch dann,
wenn die Geldentwertung fortschreitet. Wenn
jemand das Glück ge'habt hat, seinerzeit i'f!
einen sozialen Wohnihausbau einzuziehen, dann
hat er einen verhältniSlmäß~g kleinen Mietzins
'vorgeschrieben bekommen. Auch Ihier kann man
nun nicht sagen, weil jetzt eine Geldentwertung
eingetreten ist, muß ich gleiclhauch ,den Zins
hinaufschr,auben. Wenn man vom Gerechüg­
keitsstarrdpunktausg,eht, muß man sagen, man
müßte diese frage vom großen wirtschaftlichen
Standpunkt aus betrachten. IClh empfinde es als
die größte Un:ger,echtig1keit, daß irgend jemand,
ganz gleich welchen Berufsstmld er angehört,
mit einem hohen Einkommen eine sehr schöne
Wohnung in einem seinerzeit errichteten Haus
hat 'lmd dafür ein lßutteribrot bezalhlt; das ist
wirklich eine Unger,echHgkeit, die wir aal' jeder­
zeit aufz'eigen sollen. Wir müssen t'l1'dlichauf
diesem 'wichügcn wirtschaftlichen Sektor zu
einer, wenn auch nicht 'voHständig,en, Gerechtig­
keitkommen - eine solche Gere0htiglkeit !gibt es
ja wohl nicht -, damit wir die Wohnungsnot
wirksam bekämpkn 'können. Wir müssen uns
zu dem einzig richHgen Grundsatz durch·
l-ingen, daß es 'ungerecht ist,daß zum Bei·
spiel ein junges Ehepaar für seine Wohnung
in einem Neubau drei-, vier- oder gar ~ünfmal

mehr IMietzins zu bezahlen hat,als ir~endein

anderes Ehepaar für die gleiche Wohnung in
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einem alten Haus. Es ist winkli,ch so, daß man
di,ese Frage \'lon der politischen Seite loslösen
muß. Wenn wir so weit sind, dann bin ich fest
davon überzeugt, daß derartige Debatten, wie
sie heute stattgefunden haben, nicht mehr ,ge­
führt werden können. Es ist da genlau so wie
bei einem Hochwasser, wo auch niemand fragt,
woher es kommt, sondern wo aUe nur fragen,
welche Schutzdämme aUlfigerichtet werden
müssen, um ein Eindringen des Wassers in die
Wohnungen ,und Häuser zu verhindern. Heute
sollten wir auch nicht Ifragen, woher ist, die
Wohnungsnot gekommen. Es ist 'eine Tatlsache,
daß seit 30 oder noch mehr Jahren, als das
derzeitige System auf dem Wohnungsmarkt
eingeführt wurde, diese Katastrophe der Woh­
nungsnot herrscht. iDiese bestehende Tatsache
soUte uns ,aneifern, den Ursachen dieser Not
bis zur letzten Wurzel nachzuforschen und sie
ZiU beseitigen, dann glaube ich, haben wir
nkhtfür diese oder jene Gruppe der Bevöl­
kerung etwas geleistet, sondern für unser
ganzes Volk.

Vergleiohen Sie die Verhältnisse ,in Eng·
land. Ich :bin sehr I""'me bereit eine längereö.... .' J

ausführlidhe iDebatte in einem kleineren Kreis
über diese Frage abzuführen. Vengleichen wir
unsere Verhältnisse mit den VerhäHnissen der
anderen Lä'nder und wi'l' 'werden überall s~hen,

daß man rbestf'ebt ist, den 'Sinn ,für die Er·
reichung eines Eigenlheimes ZIU fördern, 'und
zwar mit allen zu Gebote stehwden Mitteln,
weil es auch Ihier Igilt, das zu erreichen, was
der Dic1htlergemeint hat: "Erwirb es, auf daß
du es mit Freuden - ich gebe das Wort
,Fl'eude' absichtlich dazu -- besitzest." Man
kann immer wieder sehen, welCih unbä'ndi,ge
Fnude die Leute 'haben, die das Glück ;hatten,
diese 40 % 'vom Lande zu erhaUen; sie ha.ben
knapp <die 10% Ei'genlkapitall ,gehalbt, ,die die
Voraussetzung für ,den Landesbeit'raig waren.
Trotz aller Sclhwiieri,gikeiterr haben sie es ge­
s,chafft; mit fremder, ,naohharlicher 1Iilfe, aus
eigener Kraft haben sie die Wohnungen er·
ridhtet. Nun, Herr A1hgeordnder Dubov'Slky,
kh ersuclh,e Sie,Z'u sagen, 'wieviel Leute es i'n
Nieclerösterreich ,gibt, die über ein Vermögen
verfü,gt hahen lund trotzdßm Zuschüsse vom
Lande erhielten. Wir müssen cndlic1h auf,hören,
mit aHgemeinen Andeuvungen Politik oder
Propaganda Z!U machen. (Beifall rechts.) Ich
muß sagen, es Igehört zu meiner LiebIings­
beschäHigul1lg, iiJberall dort mitzuhelfen, wo ich
glaube, daß es eine Famili:e mit mehperen
Kinde<rn ,gi'bt, die alles zu opfern 'bereit ist, um
l'LI einer eilg,enen Wohnung zu igelangen. Die
StaUstiik, die ich in Händen 'habe, heweist, daß
wir für gewölhnlioh Sorge haben, diesen Leu­
ten die 10% Ei!genmittel zu verschaffen, damit

sie übel.1haupt mit dem Bau beginnen ~öll1ll1'en.

Esi,st s'chon einmal so, 'wer selbst eine Woh­
nung Ihat, der verfügt gar niCiht über den
inneren Antri'eb, noch eine neue Wohnung z'u
schaff.en. Zu diesen Opferrr ist nur ein Mwsch
fähig, der weiß, ,was es heißt, woihl1lungslos zu
sein. loh sage, bei Wasser und Brot und 'viel­
leicht noch ein ibisserl Aufstrich darauf kommt
man leichter durch als ohne Wohnung. (Landes­
rat Genner macht Gesten des Zweifels.) Nun,
Herr Landesrat Gen:ner, Sie ,schütteln darüber
den Kopf! Ic'h bl<eihe aher trotzdem bei dieser
Be<halupvung, weil es keine nepvcnaufreihendere
Angelegenheit gibt, als mit einer größ.eren
Familie in einem Ralum zusammenlgep,ferc'ht zu
sein. Das ist nun ei,nmal eine Tatsacihe! Wer
das hühen oder drü'ben mitlgßmaCiht 'hat, muß
diese Tatsache bestätiJgen. Darum sage ich:
Freuen wirullls, daß wir in Niederöst;erreiclh
einen Weg gefunden haben und die ersten
Schritte tun, 'um möglichst vielen Menschen
Wolhnullgen zu verschaHen. Beraten wir ein­
mal, wie wIr die g,esamte Mietenfrage aluf 'meue
Gmndsätze stellen können, um innenhalb von
fünf ibis zehn Ja'hren die Wohnul1lgsnot 'wirk·
lich wil1ksam bekämpfen zu kiönnen. Das 'wäre
eine Tat, die sich in der jetzi1gen Zeit 'sc:hen
Lassen könnte. Wir würden nicht nur heu,er,
sondern zumi'ndest ,auc'h in den nächsten zehn
Jahren das Glück haben, die Vollbesohäfügung
zu besitzen. Da muß man aber aufhören,
Zuc!kerlnauszuteilen! Es tut mitr leid, daß ich
das heute wieder .aussprechen muß. Es igehl
niCiht weiter an, daß <bei Wohnungen, die aus
öffentlic'hen Mittel<nerbaut worden sind, ei1n
anderer .Maßstab als ,der Maßstab der Noi
und der Bedürftigkeit angelegt wird.

Wenn nun noch gesagt 'Wurde, daß oft die
ßessersituierten bei der Gewä'hrullig 'von Bei·
trägen daranlkommen, dann sage ich Ihnen:
Hil1lgehen zu den Baustellen, die Leute an·
schauen und mit ihnen reden. Ich gehe, 'wenn
ich einmal Zeit Ihabe - ich komme allerding~

nur selten dazu -, zu den Baustellen und
sdhau mir an, wer dort baut und was man
baut. Und da muß ich wirklich sagen, daß das
gewöhnlich die Ärmsten der Armen sind, die
sich dieser schweren Aufgabe unterziehen. Ich
glaube, es wäre wirikHch eine Kränikul1ig ,dieser
Leute, wenn man ihnen sagen würde, sie
macrhen es nur .wm :Spaß oder zum Vengnügen,
daß sie zuerst acht oder zehn Stunden im
ßief'uf tätüg sind und dann noch solange auJ
der Baust'elle arbeiven, bis es finster wird.

Und jetzt, meine sehr geehrten Damen und
Herren, noch ei'n Wort zum § 8 des Woh·
nUrrgsanforderungsgesetzes, der hier immer3ln·
gezogen wi'fld. Weuneinmal die Überzeugullig
wach ist, daß dieser Paragraph wirklich
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hundertpmzentig oder sagen wir wen~gstens

achtzigprozentig ohjektiv ,aus,gelegt und an:
gewendet wird, dann wkd die EinsteUung zu
dieser Sache eine andere 'sein. Aber es ist ,eben
so, daß große Befürchtungen henschen, daß
dem einen, der Inach den noch best'ehenden
Gesetzen das Entscheidungsrecht haben sollte,
das Entscheidungsrecht nur ,genrommenwird.
um es anrder,en Zwecken dienstbar zu mac'hen.
Und da/her sage ich: Mit gutem Beispiel
vorangehen, wenn man verlangt, daß überall
die objeküve !Einstellung in der Mietenfragf
wirksam werden soll. >Dann werden wir uns
viel, 'Viel leichter finden.

Es wurde noch über die Vor'finamierung
g,esproohen. Ja, meine sehr geehrten Fra'uen
und Herren, es ist das sicherlich nur eine Not·
lösung, dessen ,sindwir uns ibewußt. Ab,er klh
glaube, daß die Vorfinanzierungsfira1ge sofori
ein anderes Ges'icht bekommen würde, wenn
wir uns zu der 'von mir gekennzeichneten
Gesamtreform im Midcn- und Wo'hnungsrech1
entschließen möchten. Keine Rede 'Von einer
Kündi,gung, die kann 'und darif lüe kommen,
;;oIange wir eine solche Wohnung,snot haben
A.bergerech ter Ausgleioh in der Mietzimfra<ge!
[oh weiß ich Ihabe mir schon einmal bei einer, .
Tagung ,die schwerster! Vorwürfe 'Von selten
der Hausbes'itzer zugezogen, weil ich gesagt
habe, es gäbe jetzt für einige Zeit keine Er­
höhung des Ei'nkommens 'aus dem Hausbesitz.
Aher ei'ne 'gerechte Lösung der Mietzins,frage
muß kommen, damit wi'r sagen können: an­
nä'hemd ,gleiche Mietz'inse für annähernd
gleiohe Wolhnungen.

Selbstlverständlich muß eine Miet1enerhöhung
jetzt bei den Lohn- und Preisverhandlungen
mitei'nbezogen 'werden, das heißt, sie muß ab­
gegolten weflden, das ist ganz klar. Es soll
eben auch derjenige, der schon die teure Woh­
nunghat, endhchetwas dazubekommen, da­
mit ,er nicht zeitlebws das Stiefkind bleibt. Ic'h
habe 20 'Verschiedene Aribeit,er herauslgewgen,
die das gleiche Ei'llikommen Ihahen, und ich
mußte feststellen daß manc'he fünfmal soviel
Mietzins zahlen' als die anderen. Mit dem
Schlagwort "Die Hausbesitzer wollen ein Ge­
schäft machen", dürfen Sie nicht mehr hau­
sieren g,ehen. Wir wollen soweit als mö,g1!oh
GetechHg1keit schaUen und ,errelOhen, daß eme
Wo'hnung in einer bestimmten Klasse ,für jeden
das gleiche kostet. Ich weiß, daß man hüben
und drüben auf Widerstand stoßen wird, aber
wir müssen den Mut aufb6ngen, diesen Weg
zu ;gehen, weil wir sonst in den nächsten
Jahren die Wohnuugsnot noch ver,größern
werden. Was das aber für einen Volks'körper
bedeuten würde, meine Damen 'und Herren,
wissen Sie genau so ,gut wie ich. Ein Geschäft

soll es für niemanden sein, wolhl aber Gerech­
tigkeit auf dem Sektor der Mietzinsbildung.

Wir müssen auch den Mut haben, den
killideneichenFamitien endlich zu helfen, und
zwar durch eine höhere Mietsinzquote in den
Löhnen und GehäHern der Familienerhalter.
Wenn man esa'Uch nicht gerne Ihrört, so gilt
es doch auch hier, endHch einmal 'Vom Reden
zum Handeln überzugehen 'und die Frage
emstliC'h zu prüfen. (Zwischenrufe beim Links­
block.) Ich 'weiß, daß das eine lang'wieri'ge An­
gelegenheit ist. Wir haben schon so oft Vor­
schlälge gebracht, aber immer wieder hat man
die Frage sofort aufs politische Geleise ge­
führt. Unsere Bevölkerung i,st ja gerade auf
diesem Gebiete so überempfindlich, ja vielleicht
wäre a'uch ich es, 'wenn ioh ein alter Mann
wär'e und hören würde, daß ich jetzt 'Von meiner
Rente noch ein.e erhöhte Mietzinsquote ab­
zweigen soll. Wenn man mir aber sagt, paß
a'uf, ,das soll ja alles in il1gendeillier F ormab­
gegolten werden, dann wür'de auch ich mich
der Einsicht ll'ioht verschheßm. Es ,gibt Leute,
die den Mietzins mit dem Lohn für fünf oder
sechs Stunden Arbeit zahlen können, andere
wieder müssen dafür einen Wochenlohn auf­
wenden. Ja, mei'ne sehr Verehrten, kann man
da nooh 'Von Gerechtig,keit reden?

Unsere Auflgahe muß es sein, auch wenn wir
[lOch so miß'verstanden Iwerden, immer wieder
daraluf hinz'uwirlken, daß ·auf diesem Gebiete
endliC'h Oerechti~keit herrscht. Ich bin fest
davon überzeugt, daß aUerorts hereits die Auf­
geschlossenheit zu 'keimen beginnt. Ich 'ver·
folge die Zeitungs- und ZeitsohriHensfiimmen,
die sich mit diesem Problem befassen, und zu
meiner Freude muß iohfeststellen, daß die
Einstellung schon eine andere geworden ist,
als sie vor drei Ja'hren war. Wenn wir noch
eine Zeit auf diesem Wege weiter,g,ehen, dann
werden wir luns alle dem Ziele nähern, näm­
lich alle unsere finanziellen und sonstigen
Kräfteeinz'Usetzen, um der Wo'hnungsn01
wirklich an den Leib zu rücken.

Diese Auf,gabe kann nicht genug empfohlen
werden, und jene, die siüh 'um 'i,hre Lösung be­
mühen, können nicht genug gelobt werden.
Denn wenn diese Frage einmal :gelöst ist,
werden auch andere Probleme eilflier Lösung
leichter .zugeführt werden können. ,Herr Prä­
s~dent Wondrak hat von vielen Wünsohen
gesprochen. Auch hei uns sind !S,ehr 'Viele
Wünsche vO'1"Ihanden~3'ber jetzt gilt es, aUe
nebensächlichen Wünsche zurückzustellen und
l1ur die Notwendigkeiten zu erfüllen, denn
sonst wird die Zeit über uns ihinweg,gehen. Das
muß uns allen klarwerden, und daher bitte
lc'h Sie, mitzutun lund mitzruheHen, daß wir die
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vorhandenen Sc!hwierigkeiten, wenn schon nicht
ganz beheben, so doch weni,gsents mindem.

Was nun die beiden A,nträ!ge des !lierrn Ab·
geordneten DU1bo'vsiky anlangt, so möchte ich
[hnen salgen, daß er doch selbst weiß, daß
bereits am 17. Mai d. ]. von den beiden großen
Parteien, nämlich von der Sozialistischen
Partei 'und 'VÜ'll ,der OVP, ein Dringlichkeits.
antra!g eingebracht wurde, der lautet (liest):
"Die Landesregierung wird auf,gefor,dert,aIIes
vorzukehren, damit den durch Hochwasser,
Hagelsohlag und andere Naturkatastrophen
ßetroMenen raschest Hilfe geleistet wird."
Diese Hilfe ist bereits im Ganlge. (Abg. Da·
bovsky: Wo?) Nehmen Sie das zur Kenntnis!
Die Details liegen nooh nicht fest, die genaue
Obersic'ht 'und der genaue Betra,g wCl'den dem
Hohen Landtag dann 'Vorgelegt werden, wenn
wir einen Igena'uen OberMick haben. Ihr An·
trag, Herr Abg. Dubovsky, kommt also fast
um einen Monat zu spät. Daher wiI1d der lierr
Kollege DubÜ'vsky entschukhgen, 'wenn wir
sagen: Zu spät und dah{![ zu leicht befunden,
und darum können wir für seinen Antrag
nicM mehr sein.

Was dieWohnung'sbauten anbelangt, so ist
es selbstverständlich, daß wir uestrebt sind, in
erster Unie jenen z'u helfen, die selbst nichts
haben. Wenn er Leute weiß, die selbst bauen
könnten, dann 'WiI1d er ersucht, uns :das 'gütigst
mitzuteilen. Für ei'n'e solche Hilfe sind wir sehr
dankbar, aber eine Hilfe, die nur den Zweck
hat, auch ,die besten Dinge, die hier geschehen.
in Mißkredit zu bringen, lehnen 'wir ab. für
solche Dinge sind wir nicht zu 'haben, dazu
sind wir fast z,u stolz, um uns das zu eigen
zu machen. für solc'he Dil1lge sind 'wir taub
und blind, weil sie Il'ur dem ei'neIl' Zwed,
dienen, uns noch mehr aufzJUwüh!en. Das hat
aber dem Volke noch nie genützt, sondern ml1
einz'elnen Menschen. 'Es ist ßben Aufgabe deI
feuerwehr - besonders a'n heißen Ta,gen hlt
eine kalte Dusche gut --, zu löschen, aber nicht
zu zünden. Bei einer Hitze zündet es leicht von
selbst. Wir müssen dort, wo es notwendig i"t,
helfen, und wir werden uns von unse~'cill

Standpunkt nicht abbringen lassen, auch 111cht
durch noch so gut aus,geklügeHe Spitzfindig­
keiten.

Auf zu neuer Arbeit! Dem Herrn fin3nz­
referenten herzlichen iDank 'für die Kredite, die
eben jetzt noch rechtzeiti'g ~gegeiben worden
sind, um auch in der ZJweiten Hälfte ,des Ja'hres
zu ermöghc'hen, daß Arbeit ,geschaffen wird.
Di'e einen reden, die anderen handeIn. Laßt die
anderen reden, wir marschier'en 'weiter auf dem
beschrittenen Wege und wir werden das Land
Niederösterreich wieder zu dem mac'hen, was
unsere Sehnsucht ist: Zum führenden Lande

unseres Vaterlandes. (Beifall bei der Volks.
partei.)

PRÄSIDENT: Z'wm Wort gelangt Herr
Abg. Du b 0 v s k y.

Abg. DUBOVSKY:Hoher Landtag! Die
Ausführungen ,des Herrn Kollegen Zach haben
zum ,großen Teile offene Türen eingerannt.
Niemand hat nämlich verlangt, ,daß den
klei'Hen Leuten keine Kredite zum Zwecke de~

Wohnungsbawes 'gewährt werden, sondern e~

wurde 'Verlangt, daß gerade uilidausschließ.
lich 'nur den kleinen Leuten diese Kredite ge.
währt werden saHen. Durch den Antrag von
unserer Seite soll verhindert werden, daß
Nichtbedürfti,ge solche zinscnlose Kredite, dir
sich auß'erdem noch durch die Geldentwertung
ständig verringern, erhalten. Herr Kollege
Zach hat gesa,gt, ich soll ihm Namen solch,el
Leute nennen. Wenn ich 6n paar Namen
nenne, ,dann wird der Herr Landeshauptmann.
steIlvertreter Ing. Kargl nervös, weilwiedei
Langenloiser ,dabei ,sind! Wenn Sie aber wirk­
lich und aufrichtig dagegen si'nd, ·daß Leute,
die durchaus in der Lage sind, aus ei'genen
MiHeln, ohne Unterstützun,g des Landes ihre
Wohnungen aufzubauen, Kr·edite des Landes
erhal ten (Zwisc!zenrufe rec/zts), dann stimmen
Sie für unseren Antrag, den wir gestellt 'haben,
denn sonst muß man annehmen, daß ,cli::
kleinen Leute, die nach einer zehnstündigen
Arheitszeit beim Aufbau i'hresHauses nocll
mitarbeiten, es sich Iförmlich vom Munde ab­
sparen müssen, damit Sie den Nichtbe'dürftigen
zil1'sen:lose Kredite zuschanzen können. Darum
geht es bei dieser ganzen Kredihergebung.
Daher stehen wir auf dem Standpunkt, daß
die Kredite in erster Linie an die Gemeinden
vergeben werden sollen, in zweiter Linie an
Siedlungsgenossensc<haften und in dritter Linie
an jene bedürfügen Leute, die durchalus nichi
in der Lage sind, aus eigenen Mitteln das not­
wmdige Geld für den Wohnung,sbau aufzu­
bringetl. Darum geht es! (Abg. Endl: Da5
kann sowieso niemand, das kann /zöc/zstens
ein KOll/lI/unist.') Da hat zum 'Beispiel der
größte Geschäftsmann in Langenlo'is (Abge.
ordneter Endl: Ic/z /zabe geglaubt, das ist der
Karg1.') - -, ich meine der größte Kaufmann -­
einen WohnuI1Igsbaukredit bekommen. lcb
glaube, daß es durc'haus nicht not'wet1ldi~,ge·

wesen wäre, diesem (Zwisc!zmrzzf rec/zts: Dem
Kaufmann .Mayer?) einen Kredit zu geben, auf
den eintausendfündhundert kleine Leute war·
ten. Wenn H11" aber weit,ere Tatsachen haben
wollt, dann können wir Euch eine gl311Ze Gar­
nitur vorlegen. Uns können Sie nicht unan·
genehm werden, wir sch,,::uen da nichts, weil
wir nichts zu verberg'en haben, aberwe11ln Sie
woIIen, dann können wir noch mehr Material



Lalndlt:ag von Nileldleröst~T'fleiilclh. H. Sesl9ion der V. Wahlpeflilodle. 17. SlirtlzlUing arm 20. Juni 1,951. 403

zur Verfügung, stellen. (Abg. Endl: Nur her­
aus mit dem Material!)

Eine andere rSache, mit der sich Herr Ah­
geordneter Zach lange und ausführlich be­
schäHirgt hat, ist die Frage der Mietzirnse, eine
fra,ge, die 'Jücht erst seit ,heute, sondern schon
in der Ersten Republik zu einer der umstrit­
tensten Fragen gehört hat. M.all darf nicht
so einfach die neuen Zinse, die unserer Mei­
nung nach zu hoch sind, den sO'genalnnten
Altzinsen gegenüberstellen. Es ist schon rich­
tig, daß in MieterschutzwOlhnungen zum "Teil
gutsitui'erte 'Leute wohnen, die durohaus in der
La,ge wären, höhere nnse zu beza'hlen. Dazu
kann man sie ab-er vielleichtau'f 'eine andere
Art und Weise heranziehen, :umeinen Beitrag
zur Linderung der Wohnungsnot zu g,ewilnnen.
Derzeit sollen aber ein paar Gutsituierte vor­
gespa1llllit werden, um die Miletzinsfrage auf­
rollen und die Mietzinse in dieH'öhe treiben
zu können. Dabei kümmert man sich aber nicht
danum, was die vielen Armen, die viden
Rentner machen sollen, wenn sie die hOlhen
Zinse ,nicht mehr zahlen ~önnen. Übrigens ist
es auch nicht richtig, daß die Zinse in den
Mrieterschutzlwohnurngen gleichbleiben, denn
die Mietzinse setz'Cll sich ja aus eilnirgen Be­
standtei'len zusammen, nämlich aus dem reinen
Zins 'und aus den Betriebs- und Instand­
haltUiflgskosten. Mit j,eder Teuerlung, mit jedem
Lohn- und Preispakt sind aber so'wolhl di'e
Betriebskosten als auch die Instandhaltungs­
kosten ganz wesentlich gestiegen. Vor 'ungefähr
einem Jahr list die neue Novelle zum Mieten­
g,esetz in Kraft getreten, die gerade für die
Instandhaltungskosten Iganz beträohtliche Er­
höhungen vorigesehen Ihat. Es ist also durch­
ClUS nicht so, wie der Herr Abgeordnete Zach
darzustellen versucht hat, daß die ,einen in
Wohnungen wohnen, die einen zu hohen Miet­
zins haben, während die anderen den Vorteil
genießen, in billigen WOlhnungen zu leben.
Gehen wir einmal den Weg umgekehrt!
Warum immer nur naoh oben angleichen,
glleichen wir einmal nach unten an! Der Wo'h·
rrungsbau ist heute eine soziale Notwendi!gkeit
des 'Staates geworden. (Landeslzauptmannstell­
vertreter Kargl: Fangen wir bei den Kohlen
an!) Sie werden sich walhrscheinlioh auch da­
gegen auflehnen, wenn wir verlan.gen wÜJ'den,
daß für die Instandhaltung der Straßen die
Straßwbenützer, in erst,er Linie di'e 'Benützer
von Lux'Usautos,aufkommen sollen. (Zwischen­
ruf rechts: Dann kommen Sie zuerst daran! )

rOie Wohruunrgsfrage ist zu einer entscheiden­
den sozialen ,Fra!ge ,geworden, die nur von der
öffentlichen Hand geIöst werden kann und
auch tatsächlich von ihr gelöst werden muß.

Heute haben wir zum erstenmal ein neues

Argument ,gegen die Anwendung des § 8 des
WOlhnungsanforlderungSigesetzes gehört. (Ruf
rechts: Ausweisungen in Budapest!) Wir sind
dagegen, daß 'gewisse ILeut,e eine Zwölfzimmer­
wohnung besitz'w 'und Sie sind :gegen die I'n­
kraftsetz'ung des § 8, weil ,sonst diese Woh­
llUngen kinderreichen Familien Z'Uf Verfügung
g,esteHt werden müßten. (Zwischenruf rechts:
Wie viel Zimmer haben Sie?) Wieviel Zimmer
Ich Ihahe? ,Das kann sioh j;eder ,anschauen, daß
ich ein Zimmer und ein Kabinett habe. Kann
jeder sich anschauen kommen, ,es ste'ht jedem
frei. Ich habe nicht mehr, ich ibraucheauch
nicht mehr. Es 'gel1lü,gt mir 'vollkommen, weil
lieh weiß, wie 'viele noch auf eine Wohnung
warten. Man darf vom sozialen Gewilssen und
von Sohdarismus nicht ruur r'eden, sondern
man muß auch damaoh handeln. (Landesral
Oenner: Wenn man euch anrührt, wenn man
euch hinauftritt, schreit ihr! - Lanjeshaupt­
mannstellvertreter Kargl: Reden wir von den
Kohlenpreisen!) Ja, das können wir auch,
Wenn Sie bereit silnd, Herr Landesharuptmann­
stellvertreter Kargl (Landeshauptmannstellver­
treter Kargl: Wer hat angefangen mit den
Preisen?), dieamerikanisohe und die west­
deutsche Ko!hle zu den Preisen und iln den
Mengen herbeizuS'chaUen wie vor zwei 'und
drei Jahren, dann sind auch wir bereit, bei
den Polen zu inter'venieren, zu den glek'hen
Bedingungen ZIU liefem. (Hört!-Hört!-Rute
rechts.) Allerdings unkr der Voraussetzung,
daß auch den Polen beispielsweise bei Hämatit­
Roheisen die gleichen Preis,e berechnet wenden
wie Iden Amerikanern und daß man den Polen
nriclht bei der Tonne ,Eisen gegenüber dem
amerikanischen Preis 20 Dollar aufschlägt.
Wir sind durchaus zu einer Zusammenarbeit
bereit.

PrRÄSIDENT: Ich bitte, wr Sache Z'll

spr,echen!

Ahg. DUBOVSKY (fortsetzend): Ic'h muß
nUr einen Zwischenruf beantworten, das 'ge­
hört dazu. (Landeshauptmannstellvertreter
Popp: Aber er ist ,r;ut informiert!) Auch der
Herr Landeshauptmalnnst,ellvertreter Popp
wird noch verschiiltldenes lernen können. (Ab­
g,'eordneter Endl: Heute hast du einen schlech­
ten Tag, heute bist du schwach, Dubovsky!)

Ich habe, wie ich bereits erwähnt halbe, vom
Herrn Abgeordneten Zach ein neues Argument
ge,gen die Anwendung des § 8 des Wohnungs­
anfordemn;gslgesetzes Igehört, ein Argument,
das bisher überhaupt noch nicht vorgebracht
wurde. Bisher haben ISie immer - in jedem
Protokoll l~önnen wir das naohweisen - ge­
sagt, Sie seien da,geg'en, weil damit Eingriffe
ins persönliche Eilgent'um erfo,l,gen würden.
lieute haben Sie aber erklärt, Sie wären für
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den § 8, wenn Sie die Sicherheit der gerechten
Ver,gehung der freiwerdeniden Wohnungen
hätten. Ich weiß nicht, wie diese Sicherheit ge­
geben wel'den soll. Worin best~ht die Sioher­
heit? Doch vor allem in ,der Gemeindeverwal­
tun:g sel'bst. (Abg. Zach: Daß der entsc!zei­
derwie Faktor mitzureden hat!) Auch bezweifle
ich nicht die Objektivität der Wohnun\gsaus­
schüsse, die sicherlich die Wohnungen in dei
ohjekti'vsten ,form zur Ver,gebung bringen
wel'den. (Rut rechts: Der Dubovsky ist uner­
fahren!) Uas 'heißtalso, daß Sie zu den
Wohnungsausschüssen kein Vertrauen besitzen
und glauben, daß sie unohjektiv ,handeln. Das
ist eine gute ißemerikung, die man sich merken
muß.

Im allgemeinen ist die Rede des Herrn Ab­
geordneten Zaoh darauf hinausgelaufen, daß
man u:nter dem Vorwand, die finanziell
Schwäoheren zu schütz,en, einige Maßnahmen
trifH, hint,er denen dann doeh eine Bevor·
wgung der Besitzenden hCigt. Es muß dem
Herrn Ahgeol'dneten Zach bei seinem ganzen
Zahlenspiel doch klar sein, daß be~ der gegen­
wärtigen Sit'uation auf ,dtlm Geldmarkt doch
überall ei'ne flucht in die Sachwerte statt­
findet. Diese Flucht kommt natürlich nur fÜi
die Besitzenden in Frage, weil alle anderen
ihren Vepdienst unbedingt nur wm Leben
brauchen. In der letzten Zeit hat dies,e fluch!
in die Sachwerte aber 'einen besonderen Umfang
angenommen. Wenn rwir diesen Leuten nun
noch die M'Ölglichkeit geben würden, zinsenlose
Kredite zu bekommen, ,die ei'ne ständige Ent·
wertung erfahren, so daß nur mehr ein Bruch·
teil dessen ziUrückgezalhlt werden muß, was
ursprünglioh als Kredit aufgenommen wurde,
würde dies niohts anderes bedeuten als eine
Suhventionierung der Besitzenden auf Kosten
der Mas'se der Steuerzahler. Wenn Sie dies
nicht wollen, wie Sie ja selbst gesagt ha'ben,
dann müssen Sie für unsef'en Antrag stimmen,
damit ,hier ein Rieg'el vongesohoben wird.

PHÄSIDENT: Zum Wort hat sich ZOUlTl

zweiten Male Herr Abg. Z ach gemeldet.
Ahg. ZACH: :Hoher Landtag! Der Herr

Abgeordnete Dubo'Vsky i'stein gütiger Mann,
denn er spielt mir die Waffen so in die Hände,
daß ich 'sie gar nichtahwehren brauche. Darf
ich Ihnen noch folgende Zahlen miHeilen? Im
Ja<hre 1950 wur,den an Wohnbaufördemngs­
beiträgen vom Lande NiederösterreiC'h ge­
geben: 65 Prozent an Lohnempfänger, 6 Pro­
zent an Siedlungsgenossenschaoften, 10 Prozent
,all Gemeinden, 2 Proz,ent an Ärzte, 2 Prozent an
Pensionisten und 15 Prozent an Professionisten.
Wollen Sie behaupten, daß das Kapitalisten
sind? Meine Hermc,haUen von der linken Seite,
das sind die ZahLen, die iph ihnenent,gegen-

halten kann. Ihr Antrag ist zu spät gekom­
men, und er wur,de daher zu leicht hef,unden,
weil das 'von uns bereHs Igetan wurde, was Sie
jetzt erst regeln 'Wollen.

PRÄSIDENT: Die Rednerliste ist erschöpft,
der Herr Berichterstatt'er hat das Schlußwort.

Berichterstatter Abg. HILGARI1H (Schluß­
wort): Als Bcnichterstat'ter freut es mich,fest­
stellen zu können, daß die Redner aller drei
Parteien die Notwendigkeit der Vorla:ge an­
erkannt haben. Allerdings möchte ich bemer­
ken,' daß die Stellungnahme der Redner hier
im Landtag vielleicht eine andere gewesen ist
als die, die ihnen ihr Herz vorgeschrieben
hätte. ,Hervorheben möchte ic'h, daß selbst der
Herr Ahgeordnete DubO'vs:ky trotzallcr AlUs­
fühml1lgen über das Kapikl der finanzpoHtiik
und über die Bautätigkeit der Gemeinden und
Privaten letzten Endes nur eingewendet hat, daß
die Lohn- und Preispolitik eine Verminderung
des Wertes der Wohnbaudarlehen ,gebracht
hat. (Zwischenrufe beim Linksblock.) leh will
dazu bemerken, daß das HOlhe Haus nach wie
vor mit einem gesunden Optimismus an die
Arbeit <gehen 'wird, denn mit Pessimismus ist
bestimmt noch nie ein Schritt vorwärts ge­
maoht 'wof'den. iDieLandesregierung hat diesen
Antrag eing'e'braClht und ich bin fest überzeugt,
daß er vom Hohen Landtag so verstanden
wil'd, wie er gemeint war.

PHASIiDENT: Zur Abstimmung liegen der
Antrag des fi'll3nzausschusses und die Reso­
lutionsanträ,ge des Herrn Abgeordneten Du­
bovsky 'vor. loh ersuche den Herrn Bericht­
erstatter, den Antrag desfinanzausschusses
nochmals zu verlesen.

Berichterstatter Abg. HILGARTH (nach
Verlesung des Antrages des Finanzalls­
5c!zusses): Ich bitte das Hohe Haus um die
Annahme dieses Antrages.

PRÄSIDENT (nach Abstimmung iiber den
Antrag des Pinanzausschusses): A n ge-
no 'm 'm e n.

leh ersuche um Verlesung des 'ersten An­
trages des Herrn Abgeordneten Dubovsky.

Berichterstatter Ahg.HILGAHTH (nach
Verlesung' des Resolutionsanfrages des Ab­
g'eordneüm Dubovsky iiber die Festsetzung von
Vermögens- und Einkommensgrenzen, bis zu
welchen Landeshilfen zum Bau von Woh­
nung:en gewährt werden): loh ersuche um die
Abstimmung über diesen Antrag.

PRÄSIDENT (Abstimmung über den Reso­
lltfionsantrag Dubovsky): Alb gel e h n t.

Ich 'bitte nunuilU die Verlesung des z'Weitell
Resolutioillsantra,gesdes Herrn Abgeordneten
Dubovsky.

Beriohterstatter Abg. HILGAIRTH (nach
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Verlesung des Resolutionsantrages des Ab­
r;eordneten Dubovsky über Bereitstellung eines
Kredites für erste und unaufschiebbare Hilfs­
maßnahmen in Katastrophenfällen): Ich er­
suche um die Ahstümmung über diesen Reso­
lutionsantrag.

PRÄSIDENT (Abstimmung über den Reso­
lutionsantrag Dubovsky): A ib gel e h n t

loh ersudhe den Herrn Abg. Z e ye r, die
Vel1handlung zur Zalhl 183 einzuleit'en.

(3. Präsident übernimmt den Vorsitz.)
Berichterstatter Abg. ZIEYE,R: Ich habe

namens des Wirtschaftsausschuss'es über die
Vorlag,e der Landesmgierung, betreffend die
Vel'wenduugsnacihweise 1945 bis 1949 der
Landwirtschaftskammer für Nioedel1österreich
und Wien, zu beriohten.

Ho/her ILandtalg! Gemäß § 2 des Gesetzes
vom 18. Jänner 1923 über die Förderung der
LandeSikultrur in Niederösterreioh hat die Land­
wirtschaftskammer für Ni'eder:österreic'h und
Wien alljährlich der Landesregierung üher die
im Vorjahr zur Förderung der Landeslkultur
überwiesenen ,Beträge -Rechnung zu legen.
Diesem A,ntralg ist die Landwirtschaftskammer
durch Vorlalge der Verwendungsnac1hweise für
die Jahre 1945 bis 1949 nachgekommen.

Der Wirrschaftsausschuß hat sich in seiner
Sitzung 'Vom 6. Juni 1951 mit dieser Vorlage
besohäfügtund 'folgenden Antrag angenommen
(liest) :

Der Hohe Landtag 'wolle beschließen:
"Die 'Von der Landwirtsohafts!kammer für

Niederrösterreich und Wienvopgelegten Ver­
wendungsnachweise 1945 bis 1949 werden
genehmi:gt."

Weiter hat der Wirtschaoftsausschuß einen
Resolutiol11santrag über den Antrag des Herrn
Abgeordneten Staffa zu dieser Vorlage an­
genommen. Er lautet (liest):

Der Hohe Landt,ag wolle beschließen:
"Die Verwendungsnachweise der Landwirt­

schaftskammer für Niederöster:reicih und Wien
sind in Z'ukunft gemäß dem Gesetz vom
18. Jänner 1923 über .die Förderung der
Landeskultur in Niedel1ösverreich, LOBl.
Nr. 33, entsprechend auf,gegliedert vorzu­
[eg,en."

loh bitte, beide Anträge des Wirtschaftsaus­
schusses zum Beschluß zu erheben.

3. PIRÄSliDENT: Ich eröffne die Debatte.
Zum Wort gelangt Herr Landesrat Genner.

Landesmt OENNER: Hoiher Landtiag! Gut
Ding braucht Weile. Die Dinge, di,e wir heut.e
vor uns halben, die V:erwendunigsnachweise der
Landwirtschaftskammer seit dem Jahre 1945
haben eine sehr lange Weile, nämIich &ech~
Jahre, gebraucht, bis sie von der Liöwelstraße

in die HemengaSise geolwmrrnen sind. Womit laber
leider nicht gesagt ist, diaß diese Verwendungs­
rlJachweis,e auch tatsächlich gut sind. Sie ,ent­
sprechen vor allem nkht den klaren For­
derungen 'und Bestimmungen des Geisetz.es, son­
dern isind vielmehr die EfvÜlHung ,einer. bloßen
Formalität, die gemacht wurde, ,damit "di,e 'ge­
wissen Leute" im Landtlalg endlich ei'nmal nuhe
geben.

Nach dem Gesetz 'Über die Errichtung 'Von
Landwirtschaftskammern aus dem Jahl'e 1922
hat die L.anctwirtscha!Hsikammer aHjälhr'lidh der
Landesregierung die Jahresabschlüsse und den
Täti!gkeitsbericht vorzulegen. Auch dais ist heuer
wmerst,enmal geschehen. Nach dem Landes­
kult.ul1fördemngsgesetz 'vom Jahre 1923 stellt
der Landtag ,al'ljährlich in dien Vor,ansch!ag Be­
trälge ein, die der LlandwirtosclbaHiSllmmmer für
ganz bestimmte Zwecke, die derSteiigerunrg der
Bodenerträge und der Tierproduktion und über­
haupt der Fördiel1ung der Landwirtschaft dienen,
zur V,erfügung IgestelH werden, und zwar nach
dem Voranschllag und l1acheinem Verwendiun:gs­
plan, der bis längstens 31. Oktober jedes Jahres
der L'Cl'mdesregiel1ung vorzulelgen 'und von der
Liandesregi'er'UIlig zu 'Überpr'ÜJ~en ist. Nach § 2
dieses Gesetzes hat die LandwirtschaftSikammel
alljährlich der Landesl'egierung bis längstens
30. Juni über di,e im Vorjlaihr überwiesenen Be­
trärge Rechnung zu leg,en. Di,e Landesregierung
h,at den Rechnungsabsch'luß zu übellprÜlfen und
dem Landtag z'ur Gene!hmilg!ung. vor:ZJUlegen.
Man ,sagt, daß di,eses Gesetz 'veraltet i1st und
inSlhesondere der heutigen Au~g:liedierun'g der
versch:iedenen landwids,chaftl'ichen AufgJaben.
die in der Llandwirtschalfslmmmer gemacM wird'
. h 'me! t mehrerrtspricht. W,enn' man das Gesetz

aufmeI1ksam liest, kann man wohl ,sag,en, daß
es sorgfäWg gemacht wOIlden ist, jedenfa'lls
sorgfältiger, als das heute bei vielen Gesetzen
der Fall ist und daß dieses Gesetz im ein7!elnen
,ganz ~dar festlegen wollt:e, für weIche Zwecke
die Gelder, die der Landtag ,der Landwirt·
schaftskammer bewHHgt, Iverwendet werden
sonen. Man kann ,gewiß der Meinung sein,
diaß man dieses Gesetz entsprechend den heu­
tigen Verhältnissen novellieren soll. Das ist
keine große Angelegenheit. Und das Ilaindwirt­
s~haftliC'he Re:fel1at der Landesregierung !hätte
s'lch eben 'Schon :länglst dieser A:uiEgalbe unt,er­
zIehen und eine soldhe Vodalg:e dem Landt,ag
unterbreiten sollen. Aber dieses Refer,at ist
offenbar der Meinung, daß man überhaupt ein
solches Gesetz nicht braucht und daß es sich
v:iel leicht:er ohne di,e Richtlirriien eines sOIlohen
Gesetzes "arbei'ven" läßt. Aber auch in der ur­
sprüngliohen Form Ides Gesetzes ist klar ~est·

gelegt, 'was das Gesetz wil'l, denn es bestimmt,
daß der Lwndtag der Lanid'wirtsc'haiftsik1ammer



nach einem Verwendungsplan, nach einem Vor­
anschlag Geld zur Vel1fügung stellt, und es
geht ,ebenso klar- laus dem Gesetz hervor, daß
es, was selbstverständlich ist, Pflicht der Land­
wirtsohaHskammer ist, über die V,erwen:dung
der GeLder Rechnung zu legen und daß es
Pflicht der Landesregierung ist, diese Rech­
nungslegung zu verlangen und zu überprüfen.
Diese klaren gesetzlichen Bestimmungen sind
seit dem Jahre 1945 nicht eill1lgel1alten worden.
Das ist vor :allem darauf zurüokzuführen, daß
die Landesregiemng selbst 'liIld vor 'allem das
landwirtschaftliche Referat in der Landesregie­
rungan der Einhaltung dieses Gesetzes nicht im
geringsten interessiert waren und ,daher auch
nichts getan haben, lum die Einhaltung des Ge­
setzes, wie es die Pflicht war, zu erwirken.Im
Gegenteil, es hat bekanntlich einen sehr langc';]
Kampf gegeben, bis diese Verwendungsnach
weise in den Landt'ag gekommen sind. Und die
Volkspartei und der zuständige Referent, der
lierr Landesmt WaHner, haben sich mit 'Hä'IK1'en
und füßen dagegen gewe~hrt, daß die Land­
wirtschaft:skammer endlich wirklich Rechnung
legt. Ich will nur daran erinnern, daß sozi'ali­
sUsche Abgeordnete vor langer Zeit eine An­
frage ,an den Berr:n Landesihauptmann gerichtet
haben, warum die Landwirtscihraftsrkammer nicht
gemäß den Bestimmungen des Gesetzes Recrh­
nung liegt. Diese Anfrage ist ,nicht beantwortet
worden. Darauf haben die sozialistischen Ab­
geordneten nacheilliger Zeit eine neue Anfrage
an den Herrn Lalndeshauptmann gerichtet,
warum er die frühere An'frage nicht beant­
wortet. Auch diese Anfrage hat der Herr Lan­
deshauptmann nicht beantwortet. Es gibt also
offenbar, zumindestens bei der Volksparici,
Grenzen der Koalitionsgesinnung und ,der Ko­
alitionsfreundsehaft. Diese Grenzen sind dort,
wo die eigentlichen Machtsphären in der stärk­
sten Säule der Volkspartei, des Bauernbuldes,
beginnen. Was glauben denn da eüüge Abgc··
ordnete im Landtageigenflieh? Sie glauben,
die ,Landwirts.chaftskammer sind sie, un:d was
sie mit dem Geld machcn, das geht die anlderen
nichts an. Steuern :und Kammerbeiträge zahlen
dürfen natürlich alle Bauern, auch die kleinsten,
ohne Unterschied der Partei. Wic das Geld
dann verwendet wird, das bestimmen die
Gmßen. Denn das wäre '11,Och sohöner, wenn
da vielleicht noch Kontwllc oder Kritik über
die Verwendung geübt werden würde. Aber
dieses fraigenspiel ohne Antwort 'hat schließ­
lich bei den Budgetberatungen im finanzaus­
schuß beinahe eine etwas drramatische Wendung
genommen. Dort habe ich mir erlaubt, den An­
trag z'u stel1en, daß die Landwirtschaftskammer
die Subvention von 3 Mil1ionen Schi'lli:ng, die
im Budget für 1951 vorgesehen ist, erst aus-

gezahlt el,haJt,en soll, wenn sie Rechenschaft
über die Verwendung der in den Jahren seit
1945 bewillilgten ßeträgeaibgellegt hat. Nun wm
feuer am Dach. Herr Lalndesrat WaHner und
d:ic übrigcn VollksparteiIer haben sehr heftig
gegen diesen Antrag SteUung genommen, der
auch tatsächlich abgelehnt wurde. Die So­
ziallisten mußten feststdlen, daß er den Be­
stimmungen des Gesetzes entspridht und nichts
als die Einhaltung des Gesetzes f011dert. Ich
habe mit stilLem Vellg'niÜgen im Finanzaus'schuß
ein etwas erregtes Gespräch zwischen MüHner,
Kargl und Popp beobachtet, nach ,dem Popp
schließlich ausgerufen hat: "Ich kann doch den
Äntmg nicht aus der Welt schraHen." Schließ­
lich wurde auch ein Kompwmißantrag der
Sozialisten von der VP-Mehrheit im finanz­
ausschuß abgelehnt. Aber nun war der Stei,n
ins Rollen gekommen und es war nicht schwer,
zu erraten, daß mein Antrag bei der Budget­
bemtung im PIenum des Landtages ",:Iieder auf­
enstehen und wieder zur Debatte kommen wird.
Diese etwas unangenehme und peinliche Si­
tuation mußte verhindert werden. loh weiß
natür:Jic:h nicht, was in dieser friedlichen Woche
vor WeihnaClhten hinter den Koalitioll'skulissen
vorgergangen ist, aber jedenfalls hat sich im
Plenum des Lan:drt'alges der Herr L'ande:smt
Waltner erhoben, um Ifeierlich zu verkünden,
daß nach ,einer Mitteilung der Llandwlirttschafts­
kammer die Rechnungslegung nicht mehr lä1n,ger
vertagt werden wilid, sondern daß sie Igeradeztl
schon auf dem Wege in das Landhaus i'St. Naoh
di,eser Erklärung war esnratürlich zunächst
nicht mehr nötig, den Antmg, der im Finanz­
ausschuß abgelehnt worden war, zu wieder­
holen. Natürlich mußten wir die Enfüllun,g
dieser feierlichen Ankündilgung mehrmals ur­
gi,eren, und siehe da, jetzt, nach einem weitercn
halben Jahr, ist der Landtag schon in der Lage,
über di,e Verwendungsnachweise der Landwirt·
schaftskammer der Jahre 1945-1949 :zu be­
mten. Die klaren Bestimmungen des Gesetzes
sind aber auch jetzt noch nic'ht erfül'lt. Gewiß,
diese Verwendungsnachweise bils zum Ja,hre
1949 bringen in den einzelnen Abteilungen ein'c
Reihe von Beträ'gen, die sich sogm auf 2 oder
3 Groschen auslgehen. Und wenn man die Be­
träge addiert, kommt zuletiZt gia:nz genau deI'
Betrag :heraus, der für jedes Jahr vom Land­
tag bewimgt worden ist. Aber gerade diese An­
gaben von 2 oder 70 oder 90 Groschen, oder
etwa die Mitteilung, daß im Jahre 1945 beim
landwirtscha!f'Hichen Betriebswe:sen für "Ver­
schiedenes" 33.60S verwendet wurden oder bei
der la'ndwirtschaWichen HauS'wirts,ohaft über­
haupt :kein anderer Betrrag 'als 53.90 S für Reise­
auslagen eingesetzt 'W'urde, und verschiedene
andere solche Beträge beweisen, diaß es sich
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hier um ein - salgen wir - buchhalterisches
Kunststück handelt, das nach fünf Jlahren an­
gewendet wurde, aJber,nicht um einen Nachwei's
der Verwendung der bewilligten Beträge nach
den ganiz klaren Bestimmungen und for ..
demngen des Gesetzes. Wobei ich selbstver··
ständlich keineswegs hehaupt,en wilH, daß alle
diese Zahlen nicht r:ec!runungsmäßig vollständig
stimmen oder nicht ordnungslgemäß kontrolliert
wurden. Zu einer sokhen Behauptung habe ich
keinen Anlaß. Aber das Gesetz :hat nicht nur
genaualligeführt, daß die Beträge ZUr för­
derung des UnterrichtsweslCins, des PflanlZen­
baues und PHanzenschutzes, der Tierzucht usw.
verwendet werden sollen, sondern in einer
Reihe von Paragrapihen wurde auch ganz klar
und kOl1!het ausgeführt, wie diese Beträge in­
nerhalb der einzeJnen '1'andwirtschaftlichen Gc··
biete zu verwenden sind. Und nach diesen Be­
stimmungen und nach diesem Sinn des Gesetzes
ist auch die Verwendung der ibewilI1igten Be­
träge nachzuweisen. Und nicht bloß nach buch­
halterischen Recihnullgsikunststüoken der ein­
zelnen Abt,eiIuIlIgien der LandiwirtschaHsikammer.
Es ist überhaupt nichtersichtlic'h, nach welchem
Schlüssel oder Plan die Verteil'ung der vom
Lande zur Verfügung gestellten Beträge vor­
genommen worden ist. Da sind zum Beispiel
fÜr das "Sortenversuchswesen" im Pflanzenbau
im Jahrie 1945 85.72 Sein!gesetzt, oder für
"W,aldistandserhebungen" 63.90 S, oder für den
"Rebengesundheitsdienst" im Jahre 1946 2.25 S,
um nur einige Beispiele zu nennen. Diese Zer­
splitterung der Beträige setzt sich auch in allen
foIgenden Jahren fort. Erst für das Jahr 1949
ist der Verwendungsnachweis schon weit auf­
gesdhlüsselter, aber es ist ,auch damuls nicht er­
skhtlich, welche fördewl1!gsmaßnahmen zum
Beispiel in der GeHügeIzlucht tatsäch1lich ange­
wendet wurden. E,s wird nur aUgemein von
förderungsmaßnahmen geredet, obwohl man
natürlich wissen müßte, ob Subventionen ge­
währt wm;den 'und für welche Zwecke, ob für
Impfstoffe oder Brutanlagen UISW. Ich führe
diese Beispiele nUr an - man kanu natürlich
nicht zu jedem einzelnen Posten Stellung neh­
men -, um annäheBld zuz,eJigen, wie ,der Ver­
wendungsnachweis wirklich aussehen muß, wo­
bei es natürlich auch viel schwerer ist, heute fest­
zustellen, welche Bedeutung die einzel'uen Aus­
gaben vor drei oder vier Jahren gehabt haben.

Ich verweise jedenfaHls auch darauf, daß in
den Jahren 1945 und 1946 beträchtliche Be­
trä!ge, die das Lland zur Verfügung IgesteIlt hat,
nichtverbrauc'ht worden sind, so daß sich {ür
das Jahr 1947 ein unvellbrauchter Kreditrest
von 865.000 S ergeben hat. Es ist schon im
Auslschuß eingewendet worden, daß im Jahre
1945 noch gewisse Schwieriig1keiten für die
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zweckmäßi,ge Verwendung di·eser Gelder Ibestan··
den habeIL für das J~ahr 1946 gilt das sicher
nicht mehr. Es ist doch !überhaupt so, daß es
dama'1s eine vOl1drinlgliche Aufgabe aller zu·
ständilgen Körpenschaften und selbstverständ­
lich auch der Landwirtschaftskammer war,
den Bauern, nämlich den kleinen und mittleren
Bauern, bei .der Überwindung der KriegS'schä­
den zu helfen. Es ist nlämlich nicht wahr, was
ma'lwhmal behauptet wiI1d, daß es den Haluern
nach dem Krieg .im iaHigemeinen gut gelgangen
ist. Die kleinen und mittleren ,Bauern haben
"lUch damals, wie heute, mit ,großten wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten und mit EXTistenzsor,gün
zu kämpfen ,gehabt. Es hat doch anaHem ge­
mangelt, fan Kunstdünger, Saatgut, Treibstofif
LISW. W'ahrscheinlich :hiat die Landwirtschafts­
kammer 'auch bei den Beiträ,gen des Hundes und
bei den Kammerbeiträgen ,in diesen }ahren Er­
sparnisse gemacht, und man k1ann da wieder
nur sagen, daß {raS Ersparungen am unrichtii·gen
P.l,atz waren. .

Dem Landtag liegt ein Resolut1ions:antmg des
Herrn Abgeordnden Staffa vor, mit dem die
LandwirtschaHskammer aufgefordert wiI1d, in
ZukulnH die Verwendungsnachwei,se gemäß dem
Gesetz von 1923 entsprechend lauflgegliedert
vorzulegen, das :heißt, daß mit den vorl:iegen­
den Verwendul1!g.~'nach weisen die ,gesdzlichen
S,estimmungen nicht eingehalten worden sind
Lmd daß man Ihalt diesmal die AUlgen z'u'drüoken
und der Landwirtschdtsk!ammer 'nur salgen soll:
Aber hitte schön, künftighin müßt ihr euch doch
an da1s Ges·etz halten. Mein Antrag, die Ver­
wendungsll'achweise zurüc1kzuschioken und von
der Landwirtschaftsikammcr schon jetzt, was
ei.gentIich selbstverständlich ist, ,zu verlangen,
daß sie sich än das Gesetz hält und dem Ge­
setz entsprechende Verwendungsrtachweise vor­
legt, ist im W1irtschaHsausschuß abge'1ehnt wor­
den. Ich g'1aube nicht, daß der La:ndt'ag bei einer
solchen Verldzung des Gesetzes die AUigen zu­
maühen darf, sondern diaß er 'vielmehr die Auf­
g'Ciibeullid die Pflicht hat, die strikte Einhaltung
der Gesetze und Beschlüsse des LaIl'dtalges zu
verlangen. Es ist doch beinahe grotesk, wenn
man von der Landwidschaftsklammer verlangt,
daß sie in Zukunft das Gesetz einhalten soll.
I\JCich den Bestimmungen des Gesetzes hat die
Landesregierung den Rechn,unlgsabsch1:uß zu
überprüfen und dem Landtag zur Genehmiigung
vorwIegen. In dem Antl"lalg der Landesregie­
rung -an den Landt:ag, die Verwendungsnach­
wei!se zu genehmi.gen, steht kein Wort ,da.von,
daß die Landesregierung die Verwendungsnach­
weise überprüft hat. Die Lanidesregierunlg be­
hauptet ei<n;fach, diaß die Landwirtsc:haiftsikammer
mit der Vorlage dieser VerWendUll1igs:naohweise
dem AU'ftfalg,der im Geset,z vorgesehen ist,



nachgekommen ist, das heißt o,H,enbar, daß die
Landesmgierung - in diesem flall das Refemt
des Herrn Landesnates WaHner - die Venwen­
dungsnaühw,eise der Landwirtschaftskammer
nioht überpJ:1üH hat, sondern sie einfach, wie sie
sie enhialten hat, <a1f1 die Landt.algslkanzlei weiter­
gegeben hat. Der Herr Landesrat Waltner hat
in der Sitzung des Wiirtschaftsa'U'sschusses, in
der diese Vof'!,age beraten wUJ1de, durch Ab­
wesenheit geglänzt. Der Beamte, der dort an­
wesend war, ikonnteüberhaupt ,keine Auskunft
geben. Dieses Verhalten gehört in das unerfreu­
liche Kapitel der Mißachtung des Landtages
durch die Landeisregierullig. Es ist doch ülber­
haupt unmögllioh, daß die -- salgen wir höflich
-- Unsitte einrg,erissen ist, daß einzelne poli­
tische Referenten sich 'um die Ausführungen
der Mit,gheder des L,andtalges überhaUipt nicht
kümmern und es überhaupt nicht der Mühe
wert finden, darauf zu antworten. 'leh stelle des­
halb ganz konkret an den Hert1n Landesrat
Waltner die Anfrage, ob crund s,eine Beamten
die Verwendungsnachweise der Landwirt­
schaiftskammer gemäß dem Gesetzüberprüit
und gemäß dem Gesetz in Or;dnung befunden
haben.

Naoh dem Gesetz über die ,föJ1deru'l1lg der
Landeskultur in Niederösterreich setzt der
Landt'ag alljährlich in das Budget einen Betrag
ein, der der Landwirtschaftsiklammer für di,c
Zwecke, die dieses Gesetz bestimmt, in Viert,el­
jahresrat,en überwiesen wel'den soH. Diese Be­
träge sind von Jahr zu Jahr Igestiegen. Alber
außer diesen Beträgen, di,e nach dem Gesetz
bewiHigt werden, hat die LandwirtschaHskam­
mer von dem IkUldwirtschaHlichen Referenten
der Landesregierul11ig alljähdich namhaHe Be­
trä,ge ohne Beschluß des Landtalges und auch
ohne Beschluß der Landesregierung erhalten_
Äuch diese Beträ!ge sind von Jahr ZiU Jahr
höher geworden. Im Jahre 1949 ist dieser Be­
trag sogar höher als die Subvention, die der
Landtag bewiHigt hat. Die Subvention betrug
1,500.000 S 'und der Betrag, den die Lan::lcs­
regiellung auß,erdem Ülberwiesen hat, hat rund
1,628.000 S ausg,emacht. hlS!gesamt machen
diese Beb'äge seit 1945 mehr als 3 Millionen
SchiUing aus. Ich bitte den Herrn Landesrat
W'ältner,dem Landtag Imitzuteilen, auf Grund
weIdhergesetzlichen BesNimmungen und Be­
schlüsse und nach welchen Richtlinien diesc
außerordentlichen Beträge von der Landesregie­
fUn,g der LandwirtiSühaftskammer überwiesen
worden sind. Ein Verwe:nduIJ:gsnac'hweis über
diese Beträge liegt dem Landtag nicht ,vor. Aber
auch diese Beträge stammen aus Steuergeldern,
und die wurden im Budget für eine ,ganz be­
stimmte Verwendung eingesetzt und vom Land­
tag beschlossen. Der Belamte, der ill1 der Sit-

zungdes WirtschaItsausschusses anwesend wm,
hat gemeint, diese Verwendung geschelhe re­
feratmäßig. Wenn man alle diese Beträge re­
femtmäß'ig verwenden könnte, wie man es dort
,für :gut befindet, dann braucht man ja überhaupt
keinen Budigetbeschluß des Landtages lund man
braucht auch kein GesettZ, das ge1nau bestimmt,
zu welchen Zwecken der Larudiwirt's'Ühaftslmm­
mer Beträlge zur Verfügung ,gestellt werden
sollen. loh glaube,diaß der Landtag gemäß dem
Gesdz Beträge zu bewilligen und festzulegen
hat, wofür sie ,zu v,erwenden sind, und sonst
niemand, und daß die LandwilftschaftiSikammer
selbstverständhch nun auch über die Venwen"
dung der bisiher referatmäß,ig erlmltenen Be­
träge Rechensoharft ablegen ,soi]!]. Ich werde mir
eP!la1u!ben, eii11len entsprechenden Antr~g zu
stellen.

Der Landwidschaftsikammer werden immer
größere Machtbefugnisse eingeräumt. Immer
mehr wird lihr eine Sonderstellung izugebilligt.
Es liegt im Sinne der berufsstänldischen P,läne,
die heute 'wieder mehr oderweni'ger oflfen in
Österrleich bestehen, die von der Volkspartei
beherfiS.ohte Kammer für Igewerbliche Wirtlschaft
und die Landwirtsahaiftskammer mit einer im­
mer ,größer,en Maohtf<Ü'He auszU'ges~a'lten 'und
diesen Kammern ei'nen immer g,rößeren :Einfl,uß
auf die Wirtschafts- und Handel:spoliHlk 'und auf
die Landwirtschaft einzmäumen. Der Landwirt­
scha:ftskammer sind heute lauch bei der Durch­
fÜlhrunlg 'von Gesetzen, die eilgentlich den Ver­
waJ,tungsbehör1den obliegen, Amf,gaben über­
tragen, ,die über den Rahmen des Gesetzes, be­
treHend die Bildung von Lanld'wirtschaiftskam­
mern, hinalusgehen. Diese fördeml1lg und Aus­
gestaltung berufsständisCiher KörpeflSohalften
wird, wenn das lauch vOfiSichtilgerweilse nicht
immer ofif,en zum All'sdrudk ,gebr.a,cht wiÜ:d, ganz
planmäßi'g und zielbewußt betrieben. Damus
entstehen zweifellos Gefahren für das ganze
wirtschaftliche Leben in Österreich und ,für die
Entwioklung der Demokratie. DalSaber ist
keineswegs der urg,pr;üngI1iche Sinn ulnid Zweck
derK<ammem. Um ISO notwendiger ist ,es, daß
die Tätigkeit dieser Kammern gemäß dem Ge­
setz gena'll kÜlntroHi'ert wird. Um es ganz deut­
lich zu sagen, die Landwirtschaftskammer darf
nicht zu einem Machtrinstrument der fülhrerdes
ß·auernbundes werden, sondern sie hat weit
pl:alJlvollerund weit 'intensiver als bisher, ge­
miiß dem Sinn des Gesetzes, nach dem si,e ge­
schalften wurde, der Förderung der Llandwirt­
schaH und der Hilfe, ?ber nicht für Großgrund­
besitzer und Großhauern, sondern IDür die
Masse der kleinen und nüttleren Ba,uern zu
dienen. Nur dann erfüllt sie i'hlie Aufgabe, 'I1lur
dann dient srieauch wirklich der österreiohi­
schen Landwirtschaft lund damit dem öster-
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reiohisohen Volk Und hiu gibt es 'wahrhaft
vieJ.es :z:u tun, wo auch die Landwirtsehaft,s­
kammer sich mit mehr Erfolgails bisher be­
tätigen und ihren Einfluß zum Nutzen der
Bauern verwenden könnte. Nehmen wir nm
ein Beispiel, das in der letzten Zeit besonders
häufig erörf.ert wonden ist. Es Wi11d von ver­
schiedenen Stellen und auch von 'verschiedenen
nicht immer sehr saohliohen Oesichtispunkten
aus Ikriüsiiert, daß die Pl'odiuiktion der Landwirt­
schaft nicht in dem Maße ansteigt, aIs man es
el'warten müßte. Der Bla,uer hat natül'Iich ein
!nteressean der Bebung der Pl'odukbion uind
er ist selJbstv'enstänldilioh allch bereit, alles zu
tun, um die Produktion und den ,Ertrag ,seiner
W<irtsohaH zu steigern. Vom rüokständigen
Bauern zu sprechen, ist nur eine maßlose
Dummheit. 5s ist ein Zeichen dieser Zeit, di'e
um neue Formen des gesleillschaHlichen und
wirtschaftlichen Lebens ringt, daß auch die
ßauem in den entlegensten Tälern heute sehr
aufgeschlossen für jede fortschrittliche Entwick­
lung sind. Dennoch ist es wahr, daß kleine und
mittlere B3Iuernwirtsohalften ni·cht 'imstande sind,
die Produktion und den Ertr,alg ihrer Wirt­
schaften zu ,erhöhen. Wamm ist <das so? Die
Marsham-,plan~Po1dti'k der österreichischen Ko­
alitionsregierung hat gerade flür die kleinen
und mittleren Blauern verheerende Folgen ge­
habt. Aus lamtliohen Feststellungen wislsen wir,
daß die Einfuhr von ,Futtenmitteln und Klunst­
dünger immer mehr zurück:geihtulniCL daß man
wahrscheinlich 'von 'einer sallohen Einfuhr bald
überhaupt nicht mehr reden 'wann. Die Preise
für inländischef'llttermitte1 'st,eigen immer
höher an. Si,e sind im VeflhäHnis zu den Preis·en
für Brot'getmide allein schon nach den Aus­
weisen der Ilandwirbschlaftlichen Produikknhönse
waihnwitzi'g hoch, in der P,raxis sind sie noch
vi:el höher. Wie soU unter solchen Umständen
der Viehstandgehoben, der Hektarertwg ,ge'
steigert werden. In Nilederösterreich beträgt,
wie der "BauernbündIer" !festge/stellt hat, der
Fehlibestand an l(lihengegenii:ber 1938 noch
immer 72.000 Stück. NiederÖlsterreich wird be­
kanntlioh besonders dadur,ch ibenl3chteiligt, daß
seit 1945 kein Viehaus:gIeich ziwisfhen den west­
lichen und östlichen Bundesländern mehr durch­
geführt wird, weil aus den westl:ichen Bundes­
ländern Nutzy;ie'h allS 'SCihlachtvi,eh oder auch
aIs NutZJvieh in ,großen Mwgen in dias Ausland
export1iert wird. Es war der L1a1ndeshauptmann
Reither, der in den ersten Jahr,en naoh dem
Krieg immer wieder mit Besor,gnisaU'f die Ge­
fahren hingewiesen hat, die sioh für die Vieh­
aufstockung ,in Nilederöst,erneichaus dem Mangel
eines Viehawsglekhes ZJwilschen den westlichen
und östlichen Bundesländern ergibt. Heute ist
es still ,geworden um diese Frage. Man kainn
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der LandwirhschaHsikammer nicht nach8agen,
daß sile sich besonidens um di,e Hebunlg des
Viehstandesin Niederösterreiclh !bemüht Ihat. Es
ist ja schließlich dieselbe LandMTirt,gc'hlalftskam­
mer, die die Unterlagen liber di'e Klliegssdhä­
den an Ilandwirtschaftlk'hen Gebäuden in Nie­
deröstellreich so spät bei:gebraoht hat, daß idi,c
anderen Bundesländer, die glücklicherweise nicht
so große Schäden hatten, früher ~um Zug
gekommen sind, und der landwirtschalftliche
Wiederaufbau in Ni,edel'österreich weit lang­
samer als in ,anderen Bundesländern vor sich
gegangen ist. Abg,esehen von den Großen., die
in der ,Regel zuerst die Mittel für den Wieder­
aufbau erhiielten.

Zur Hebung der landiwlirtschaHliohen Pm­
c1u:ktiong,ehört selbstverständlich la1uch die Ver­
wendung 'Von entsprechenden Maschinen und
Geräten. Auch hier steht es sehr seMe,oht lfür
die kleinen und mittler,en Bauern. Nelhmen wir
wieder nur ein Beispiel von 'vielen. Die Roh­
eiisenproduiktion ist gegenüber 1947 um 128 Pro­
zent gestiegen. Für die landwirtsohaHHchen
Maschinenfabriken gibt es nicht einmal soviel
Eis,en, daß genli'g Heureehenerze'ugt werden
könnten. Bauernbundabgeol1dnete haben :k!ürz­
lioh im Parlament verl<angt, daßdile Ueferung
von Steyrer-Tra:ktoren rascher vor sich Igeht.
Es ,gibt nicht vie1le, die Traktoren bei dien heu­
tigen Pr:eisen kaufen und verwenden können.
AJber eine Mäihmaschine kann, besonders für
Bergbauern, auch in Ni,ederösterrekh eine
große RoHe spirelen, um die He'11,ernte rasoh
dUirchführen :zJU können und Schäden ihintanzu­
halten. Aber auch hier gibt es di,eseliben langen
Lieferzeiten. Das Eisen glehtim Ra'hmen des
Marshall-Planes ins Ausland, vor aHern in die
westeuropäilsohen Lä,nder und dient den Kriegs..
vorbereitungen der Amerikaner. Was brauoht
da der österreichische Bauer Mäihmaschinen
oder Hemechen oder andere notwendige Ge­
räte! Aber :g,erade die Leute, die für diilese 'un­
selige und für Österreich äußerst gefährliche
und verderbliche Politik mitverantworNkh sind,
lieben es dann, den Bauern schlechtlhin Rück­
ständilgkeit vorzuwerfen, wenn die Produktion
nieht 'gehaben wird.

Der Finanzminister hat Ikürzlich im Ausland
in einem Vortrag fest'gestellt, daß die Kiammern
einen hel'vorra'genden Anteil beim Zustande­
kommen dervelisohiledenen lLohn- und Preis­
pakte hätten. Jetzt steht wi'eder ein solcher Pakt
vor der Tür. Die Arbeiter wissen, was dieser
n'eue Anschlag auf ,i,hre Lebenshailtung bedeutet.
Aber auch die Bauern wisslenes. Die Bauern
sollen wieder vOI;gleschoben werden, aber die
Bauern wissen aus den 'Vergarnigenen Erfahc
rungen, was es !für sie bedeutet, wenn die
Prei,sefür aHe War,en, die sie !kaufen müssen,



nach dem Pakt, wie es bisher immer der Fall
war, spllunghaIt in die Höhe geheI!. Natürlich
sollen die Preise für Brotgetreide und Milch
für die kleinen :und mittleren Bauern erhöht wer­
den, aber auf Kosten der Gewinne des Zwi­
schenhandels und der MoLkereien und bei gleich­
bleibenden Konsumentenpreisen, was durchaus
möglich ist, wenn man das ernstlich erwä,gen
würde. Aber gerade das solI verhindert wer­
den. Und außerdem biletet I~ür manche Leute,
di'e nichts gelernt haben, ein neuer Pakt einen
wirksamen Anlaß, Aribeiter und Bauern gegen­
c'inander auszuspiden 'Und von den wahren
Schuldi'gen abzwlenken. Unter der Maslse der
kleinen ,und mitNe11en Bauern herrscht geradezu
ein Schrecken 'Über die Ankümdigul1'g eines
lleuen Lohn- und Preispaktes. Man versucht
ihnen deslhalb einz.ure1den, daß es sich diesmal
nicht um einen solchen PZikt hal1ldelt. Aber die
Bauern sind :gewikigt und si'e werden der
Landwirtschafts,kammer, die beim Abschluß
ei'nes solchen Paktes, wie der Finanlzminister
sa1gte, einen entscheidenden Anteil haben wird,
wenig Dank dafür wissen.

Die große Bedeutung der Landwirtschafts­
kammern für das ganze Leben ,der Bauern
haben wir auch nach der letzten Hoc'hwasser­
katastrophe wieder gesehen. Der Landwirt­
schaftskammer obla1g die Auf,ga:be, die Er­
hebungen im Zusammenwirken mit den Bür­
germeistern durchzuführen. Diese Erhebungen
sind zunächst außerordentlich oberflächlich
gemacht worden. Es besband ,die Absic;ht,
von vomherein möglichst niedrige Schätzungs­
ergebnisse herauszubringen, wobei man sich
offenbar auch g'cdacht hat, je länger man
wartet, desto geringer werden die Schäden. Bei
einer Vorsprache des Bundes der kleinen Land­
wirte in der Landwirtschaftskammer haben wir
auch gehört, daß man überhaupt bei solchen
Schätzungen sehr vorsichtig sein muß,weil
das Bestreben 'vorhanden ist, höhere Schäden
anzugeben. Vielleicht hat man deswegen die
Geschädigten in vielen Gemeinden überhaupt
nicht gefragt. Aber das ist natürlich ein Un­
sinn, weil sich ja das alles leicht überprüfen
läßt undklei,ne Bauern mit ein'em geringen
Besitz gar nicht imstande wären, die Schä­
den höher anzusetzen. Die Landwirtschafts
kammer ,hat auch die Aufgabe, dcn geschä­
digten Bauern zu helfen. Der Präsident
Strommer hat einer Abordnung des Bundes
der kleinen Landwirte erklärt, ,daß die Kammer
an K1unstdün,geraktionell denkt. Der Abord­
or,dnung wurde schließlich auch zugesagt, daß
dort, wo auf Wiesen tatsächlich Schädcn ent­
standen sind, auch eine futtermittelaktio'1l g'e­
macht wird. Von einer Saatg'utaldion will ,die
Landwirtschaftskammer überhaupt nichts wis-

sen. Angeblich ist das Landwirtschaftsministe­
riumdagegen, daß ein zweiter Anbau von Erd­
äpfeln gemacht wir,d. Ich kann das nicht über­
prüfen, weil man ja überhaupt die Erfahrung
macht, daß sich einer auf den anderen aus­
redet. Aber wenn mir zum Beispiel in der
Landwirtschaftskammer gesagt wurde, eine
Saatgutaktion läßt sich deswegen schwer
durchführen, weil ,der eine Erdäpfel anbauen
will und der andere Rüben, und man das zen­
traI sehr schwer lenken kann, so kann ich nur
wiederholen, was ich schon gesagt habe, näm­
lich, daß das nicht stimmt. Man hätte vom
Anfang an die Bauernkammern darauf ein­
stel1en müssen, Saatgutaktionen durchzu­
führen, damit keine Fläche brach liegen bleibt,
Natürlich weiß auoh ,die Kammer, daß die
Bauern alles t'un, um die Äcker womöglich
noch einmal zu bebauen. Aber der Große kann
sich helfen, der K'leine nicht. Und selibst wenn
er mit eiserner Energie weiterrackert und wirt­
schaftet, so ist er doch für Jahre in seiner
WirtschZiIft zurückgeworfen, und von einer
Produktionssteigerung ist wiC'der keine Rede.
Es handelt sich eben immer wieder darum, daß
man nicht den Großen, sondern der Masse ·d'er
kleinen und mittleren Bauern ,hilft. Dann, und
nur dann kann man eine Produktionstei,gemng
auch im allgemeinen erreichen, wobei man
überhaupt einmal die Landwirtschaftskammer
auch sehr ernstlich fragen muß, nach welchen
Gesichtspunkten Subventionen vergeben und
befürwortet iwerden. Ich habe den Kammer­
amfs.direktor kürzlic'h gefragt, ob die Bauern
wissen, für welche Zwecke Sub<ventianen ge­
geben werden können. Er meinte, das 'Spräche
sich schon herum. Aber in Wirklichkeit ist es
so, daß 'nur einige davon erfahren und auch
tatsächlich etwas erhaHen. Und das sind wahr­
traftig nicht immer die Bedürftigsten. Denn
nach dem Sinn und Geist der Landwirtschafts­
kammer 'soll der, der ,dwashat, noch etwas
dazubekommen, und dem anderen, der wenig
hat, nimmt man noch etwas weg.

A'uch diese vorliegenden Verwendungsnach­
weise sind kein iBeweis dafür, daß die Land­
wirtschaftskammer ih're Verpflichtungen zur
Förderung der Landwirtschaft und der J-lilfe
für die kleinen und mittleren Bauern mit ,der
gebotenen Planmäßigkeit und Sor,gfalt erfüllt.
Diese sogenannten VerwendungsnaC'1nv,eise
geben keinen Aufschluß darüber, was' die
Landwirtschaftskammer wirklich auf den ver­
schiedenen landwirtschaftlichen Gebieten mit
dem Geld zur Förderung der Landwirtschaft
unternommen ihat und entsprechen nicht dcn
Bestimmungen und dem Sinn des Gesdzes.
Deshalb erla'ube ich mir, den Antrag zu stellen
(liest):
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Der Hohe ILandtag wolle beschließen:
"Die 'vorliegenden Verwendungsnachweise der

Landwirtschaftskammer aus den Jahren 1945
bis 1949 sind zurückzuverweisen. Di,e Land­
wirtschaftskammer wird ,gleic1hz,eitig aufgefor­
dert, ehestens Vel'wendumgsnachweise, die den
Bestimmungen und dem Sinn des Gesetzes vom
18. Jänner 1923 über die förderung der
Landeskultur in Niederösterreichentspreohen,
vorzulegen."

Außerdem erlaube ich mir folgende Resolu­
tionsanträge zu stellen ( liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Die Lanidesregienung wiTd aufgefordert,

der Landwirtschaftskammer ikünftighin nur
solche Beträge zu überweisen, die :gemäß dem
Gesetz vom 18. Jänner 1923 über die f ör­
derung der Landeskultur ,in Ni'edel1östeneich
im Landesvoranschl3,g eilngesetzt und vom
Landtag beschlossen wunden."

Ein weiterer Resolutionsantrag lautet (liest):
Der Hohe Landtag wolle besohließen:
"Die LandwirtschaHska:mmer wird auf­

gefordert, ehestens über die Verwendung der
bisher von der Landesr;egiemng außerhalb des
Kredites ,Zur Verfügung der Landwirtschafts­
kammer' und o,hne Beschluß des Landtag'es
übenwiesenen Beträge dem Landtage Rechnung
zu legen."

Ich erlaube mir, noch daran z'u erinnern,
daß die Landwirtschaftskammer gemäß dem
Gesetz über die Verwendung der im Jahre 1950
überwiesenen Beträge 'bis 30. Juni Rechnung
zu legen hat.

Der Landtag, dessen Stellung und Einfluß
ohnedies 'von der Landlesmgierung ständig
untergraben Wil1d, hat die Auf,gabe, die Ein­
haUung und Durohführung der Gesetze und
Beschlüsse des Landtages zu überwachen und
zu erzwingen. Diese Aufgabe hat er auch in
diesem fall.

3. P,RÄSIiDENT: Zum Wort gelangt der
Herr Abg. Ta tz b er.

Abg. TATZBiE>R: Hoher Landtag! Die Ver­
wenrdungsnachweise der LandwirtschaHskam­
mer für Nied1enöskrreic'h und ,Wien 'für die
Jahre 1945 bis 1949 zeigen uns, welche Be­
träge die Landesregiemnig der Landwirt­
schaftskammer in den ei:nzelnet1' Jahren für die
einzelnen Abteilungen zur Verfügung gestellt
hat. Diese Beträge si'md für uns eigentlioh
mehr oder lweni,ger tote Zahlen, weil sie ja
nicht das ganze Geld darstellen, mit dem die
Landwirtsohaftskammer arbeitet. Die Kammer
erhält nämlich auß'er den Landesmitteln auch
Bundesmittel und überdi'es 'hat sie noch eigene
Mittel. Oie vorliegende Aufschlüssdung, die
im großen und ganzen richtig sein mag, zeigt

uns dalher nur einen Teil der V'erwendeten
Beträge.

Daß die Sozialistische fraktion die Landes­
LandwirtschaJftsikammer über di,e Landesregie­
rung zwingen mußte, die nach den g'esetzlichen
Bestimmungen alljä1hrhch fälligen Ausweise
V'orzulegen, zeigt uns die Mißachtung des
Landtages durch die Landwirtsc1haftskammer.
Eine Entsc'huldi,gung hierfür gibt es nicht,
denn das Präsidium der Kammer muß doch
wissen, unt'er welohen gesetzhchen Bestim­
mungen die Landes-tLandwirtscha:fts~ammer ge­
sohaHen wurde und welche ,pflichten sie gegen­
über dem :Landtag hat. Eibenso wie mir ist
auch anderen Ahgeordnet'en diese Mißachtung
aufgefallen und es ist verständlich, wenn wir
diesen Nachweisen mit ei'nem gewissen ,Miß­
trauen entg>egentreten.

Niederösterr'eich besitzt von allen Bundes­
ländern die meisten ,Landwirtschaften, und
unsere Landwirtschaftskammer hat sioherlich
schon viel geleistet, sie wird aber noch
Größer,es zu leisten haben. Erinnern Sie sich,
mit welchen spärlichen Mitteln im Jahre 1945
ein Anfang :gemacht werden mußte und welche
Anstrengungen heim Wiederaufbau der nieder­
östeneichischen Landwirtsohaft notwendig
wapen. Aber wo viel gehobelt wird, gibt es
auch viele ISpäne.Wenn es auch Subventionen
und Darlehen geg,eben ,hat, durch die der
Bauer die Mittel gratis oder zu einem niedrigen
Zinsfuß bekommen hat, so wächst doch heim
Essen der Appetit. Nicht allen kann aher ge­
holfen werden, dadurch ,entsteht ,aber ein ge­
wisser Unmut, den man zu 'spüren hekommt,
wenn man auf das Land 'hinausfährt. Es gibt
viele unffieundliche Worte, manche mit Recht,
andere mit Unrecht,aber alle Wünsche können
eben nicht ,erfüllt werden, denn die Mittel
stehen 'nicht zur Verfügung.

Der Weg ,der Subventionen und billigen
Darlehen muß korrekt und sauber gegang,en
werden, denn nur dann kann man das Ver­
trauen verlangen, das dieser Institution unbe­
dingt entg'e,gengebraoht wepden muß. Wir
müssen die Gelder 'für die !B,edürfti:gsten ver­
wenden, wir dürfen nioht fragen, wo der ein­
zelne steht, Ha'uptsac'he ist, daß er Landwirt
ist !Und das Geld bel1löügt, um nioht nur in
seinem, so'ndern auch im Interesse unseres
ganzen Staat,es mehr produzieren zu können.

Ich will hier 'heute ~ein agrarpohtisches
Programm unserer Partei entwickeln, ,daZ'u
geben diese Verwenidungsnachweise der Land­
wirtschaftskammer keinen .Anlaß. Die Land­
wi'rtschaftskammer hat ,große Auf!gaben zu er­
füllen, sie muß aber zlur Kenntnis nehmen,
daß der Landtag über i'hr steht. Die Kammer
muß wissen, daß dieLandesf'l:~gierungmit dem
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Lande'9hauptmann, seinen Stellvertretern und
den Landesräten in landwiftsC'haftlichcn An­
gelegenheiten auch ein Wort mitzureden Ihat.

Wir erwarten, daß wir am 30. Juni den
fälligen Nachweis für das Jahr 1950 be­
kommen, denn darau'i haben wir ein Recht,
und die Landes-Landwirtschaftskammer hat die
Pflicht, den Ausweis zu legen. IClh glaube da­
her, ,daß die Kammer alles tun muß, um dem
Gesetz gerecht zuwer1den. Weim in solchen
Zeiten, wie wir sie jetzt haben, die Verwaltung
nioht sauber und korrekt f'unktio'niert, entsteht
berechtigtes Mißtraluen. Wir müssen das Miß­
trauen beseitigen. Wenn wir 'Wollen, daß unser
Staat leben und gedeihen soll, dann kann es
nur durch eine korrekte und saubene Verwal­
tun,g Igeschehen. (Beifall bei den Sozialisten.)

3. PRÄSIDENT: Z'um Wort ,gelangt Herr
Abg.fram Müll ne r.

Abg. MÜLLNER: 'Hohes Haus! Es ist
richtig, daß die RechnungsabsC'hlüsse ,der
Landes-LandwirtschaftSikammer für die Jahre
1945 bis 1949 längere Zeit auf s'ich warten
ließen; wir ver.gessen dabei aber eines, daß es
nämlioh der Landwirbühaftskammer wie auch
den Bezirksbauernkammern durch Jahre hin­
durch unmögliC'h war, die Aufgliederung der
Kammerumla,ge 'von der ,finanzlandesdir,ektion
rechtzeitig z'u bekommen. Zufälli:g bin ich
Landeskammerrat und ich darf Ih'nen verraten,
daß heuer rechtzeitig mit 30. Juni der Reoh­
l1ungsabschluß für ,das Jahr 1950 bei der
Landesregierung eingebracht wird, und zwar
wird die Vorlage die Bilanzrechnung, die
Betriebsrechnung, die Zusammenfassung über
die Verwendung der g,esamten Zuwendungen
enthalten, getre11lnt nach bundes-, landes- und
kammereigenen Mitteln. In den vergangenen
Jahren war,en nur die Landes'lllittel vermerkt,
während heuer die Zuwendungen sowohl vorn
Bund und Land, als auch die kammereigenen
Mittel ausgewiesen sind. Ein gedruokter
Rechnungsabschluß 'und sämtliche Beilagen
können erst nach Oberprüfung durch den
Kontrollausschuß der Landesregierung vor­
gelegt werden. 'Damit ist eindeutig erwiesen,
daß wir in der Landwirtschaftskammer nichts
zu scheuen haben und daß auch dem Kontroll­
ausschuß das Recht zustleht, die Rechnungs­
abschlüsse zu überprüfen. Der Rechnungs­
abschluß für das Jahr 1950 wird also rec'ht­
z,eitig zur Vorlage kommen, 'wenn die ge­
dfiUckte Vorlage vom Kontrollausschuß geneh­
migt ist. In diesem Zusammenhang wird von
der LandwirtsC'haftskammer auch die Auf­
stellung über die ordentlichen und außer­
ordentlichen Zuwendungen gegeben werden.
Ich weiß, ,daß im Wirtschaftsausschuß auch
besonders 'gegen die Revisionskosten gewettert

wurde, ich weiß aber nicht, ob Ihnen auch
bekannt ist, daß wir in Niederösteneich mit
dem Stande vom 1. Jänner 1951 1818 land­
wirschaftliche Genossenschaften 'Von Gesetzes
wegen jedes zweite Jalhr formell und auch
materiell zu überprüfen haben. Wir haben in
einem Jahr rund 900 RaiHeisenkassen be­
ziehungsweise Genossenschaften zu überprüfen,
Nach dem Gesetz vom Jahre 1923 hatte die
Landesregierung bei Erwerbs- und WirtschaHs­
genossenschaften der Landwirtschaft die Revi­
sion durchzufüihren; im Jaihre 1925 wurde
diese R'evision der Landwirtschaftskammer
übertragen, ein Recht, das ihr bis heute noch
zusteht, nur mit 'einer Unterbreohung in der
verflossenen nationalsozialistischen Ära. 1949
allei'n wur,den 593 Raiffeisenkassen und Ge­
nossenschaften revidiert. In 767 fällen wurden
Bodenuntersuchungen durohgefüihrt, die be­
stimmt als fördef'UUgSmaßnahmen auf kul­
turellem Gebiete anzusehen sind.

Z'ltrf rage, was die Landwirtschaftskammer
auf dem Gebiete der L3Ind~sku1turfördeTL1'ng

und der Produktionssteigerung durohgeführt
hat, will ich nur auf die AusfÜihrungen des
Herrn Abgeordneten Tatzber verweisen, der
das sC'hon erwähnt hat. Ich glaube, darüber
kann ich mir angesichts des drückendsten
Mangels an Landarbeitern jedes 'weitere Wort
ersparen. Stellen Sie einmal einen Vergleich
mit ,den Jahren 1945, 1946, 1947 gegenüber
den Jahren 1950 und 1951 an! Damit ist der
klarste Beweis dafür erbracht, daß die Land­
wirtschaftskammer am richtirgen Platz steht
und bewies'en hat, die Bdrä,ge dort verwendet
zu haben, wo sie k,ulturfördernd wirken.

Ich darf im Namen meiner fraktion er­
klären, daß wir für die Genehmigung der
Rechnungsabschlüsse stimmen.

3. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt ,Herr
Landesrat Wal t n er.

Landesrat WALTNER : Hohes Haus! Ich
habe, trotzdem ich mIch sehr bemüht habe, nicht
alle Ausführungen des Herrn Landesrates
Genner verstehen können. Ich glaube, ich
habe damit nicht sehr viel versäumt, weil über
s,eine Ansichten die Mitgliedel; dieses Hohen
Hauses und darüber hinaus die gan,ze Bevöl­
kerung ihre Meinung schon wiedeJ.1holt kund­
getan haben. Herr Landesrat Genner kann
sich noch so sehr bemühen und noch soviel
Entrüstung und Empörung bekunden, wir
wissen ja doch, die "Volksstimme" braucht
morgen einen Artikel, und deshalb benützt
man eben den Landtag,um in demagogischer
Weise zu versuchen, Verwirrung zu stiften,
Wir haben aber Gott sei Dank Beweise genug
dafür, ,daß ,das Volk diese Art der Propaganda
längst durchschaut hat 'und wir haben erst in
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den letzten Tagen 'wieder Beweise dafür er­
halten. Es ,gdingt der Kommunistischen
Partei zwar, mit verschiedenen Druckmitteln
Unterschriften für ihre sogenannte Friedens­
aktion zu erhalten, es gelingt der Kommuni­
stisohen Partei, mit Druckmitteln auch Bei­
trittserklärungen zum Bund der kleinen Land­
wirte zu erreichen, wenn aber die Bevölkerung
Niederösterreichs die Gelegenheit und die
Sicherheit hat, daß sie unbeeinflußt und un­
kontrolliert ihre Meinung äußern und k'undtun
darf, ohne befürchten zu müssen, dafür Repr'es­
salien zu erleben, dann weist sie diese nem­
ago,gie hundertprozenti:g zurück. Die Wahl
vom letzten Sonntag hat das klar und deutlich
bewiesen. loh finde daher gar keine Veranlas­
sung, auf die Einwürfe und Beschuldigungen
des Landesrates Genner in Details einzugehen;
ich fühle mich nur 'verpflicht>et, die Anwürfe,
die gegen mein Referat erhoben 'Wur,den, spe­
zieH über die Verwendung der Gelder des
Landes, die angeblich - ich weiß niclht, wie
Herr LanJdesrat Genner das gemeint 'hat ­
willkürlioh verteilt 'worden wären, energisch
zurüokzuweisen.

Hohes Haus! loh darf hier daran erinnern,
daß di'e Verwendung der Gelder, die der Land­
wirtschaftskammer oder, besser gesagt, mir
ressortmäßig zur Verfügung stehen, anläßlich
der Behandlung des Voranschlages beraten
und mit dem Voranschlag zweckbestimmend
beschlossen wurde. Wi'r haben auf der einen
Seite einen fixen Betrag, der 'Vom Lande der
Landwirtschaftskammer zur Verfügung ge­
stellt wird 'und wo{ür die Kammer den Ver­
wendungsnachweis zu erbring1en hat. Mi'r kann
niemand den VOl"'wurf maohen, daß ich in
di,eser Richtung etwas versäumt hätte. Es ist
aus den Ausführungen meiner Henen Vor­
f'edner ber,eits hervorgegangen, woran es ge­
legen war, daß die Vorlage dieser Nachweise
länger gledauert hat, als es auch für mich
wünschenswert ,gewesen wäre. Weitere MiHel,
die der Landwirtschaft zugeführt werden oder
bereits zugeführt worden sind, sind! 'ebenso
vom ,Landtag, wie der vorhin erwähnte fixe
Betrag, mit dem Voranschlag besoh'lossen und
auch deren Bestimmung 'Vorgezeichnet.

Wenn da zum Bei'spiel für das Veterinär­
wesen, für Tierseuchenhekämpfung und ver­
schiedene ande're Di'nge Budgetmittel bereit­
gesteHt sind und die Durchführung dieser
Maßnahmen auf Grund des Landes~Kultur­

förderungsgesetzes, nicht des Kammergesetzes,
sondern des Landes-Kultlunförderungsgesetzes
vom Ja1hre 1923 der Landwirtschaftgikammer
übertragen i,st, dann ist es selbstverständlich,
daß im Rahmen der bewilligten Kn~dite eben
diese Beträge gegen Vorlage der Rechnungen

beziehungsweis,e nach Ahsprache über den
Verwendiungszweck der Kammer: überwiesen
werden.

Eine Überschreitung dieser vom Landtag
bewiUigten Beträge ist nicht el1flolgt und wäre
auch, Hohes Haus, ein über,griH, ,dien ich mir
sehr ,wohl üherlegen würde. Ich glaube, da
haben 'wir einen viel zu soharfen Finanz­
referenten und ,auch Herr Hofrat Dr. Holz­
feind wäre der erste, der so etwas ,nicht zu­
lassen würde. ,Es ist aber selbstverständlich
meine Pflicht, im Rahmen der vom Landta,g
im Voranschlagbewilligten Kredite die Ak­
tionen zu tätigen, die ,das Gesetz vorschr,eibt.

Das möchte ich zlur Auf~lärung gesagt
haben. (Beifall bei der Volkspartei.)

3.PRÄJSIDENT: Die Rednerliste ist er­
schöpft. Zur Abstimmung liegen! nun vor: Der
Abändemngsantrag des Herrn Abgeordneten
Genner, der Antrag des Wirtsohaftsaus­
schusses und der Resolutionsantrag dies Wirt­
sühaftsaussühusses und '(He beiden Resolutions­
anträge des Herrn Ab,geordneten Genner.

kh lasse zunächst über den Abäl1Jderungs­
antrag des 'Herrn Abgeordneten Oenner, dann
über den Antrag des Wirtschaftsausschusses,
dann über den R,esolutionsantrag dies Wi'ft­
schaHsausschusses und zum Schluß über die
zwei' Resolutionsanträge des ,Herrn Abgeord­
neten Genner abstimmen.

Ich ersuche den Berichterstatter, den Ab­
änderungsantrag des Abgeordneten Genner zu
verlesen.

Berioht,erstatter Abg. ZEYER (nach Ver­
lesung des Abänderungsantrages des Landes­
rates Oenner, betrettend die Rückverweisung
der Verwendungsnachweise der Landwirt­
r;chaftskammer aus den jahren 1945 bis 1949):
!eh bitte um die Abstimmung über diesen Ab­
änderungsantrag.

3. PRÄSIDENT (nach Abstimmung): Ab·
gelehnt.

Ich bittie den Herl'll 'Berichterstatter, noch­
mals den Antmg des Wirtschaftsaussühusses
zu 'Verlesen.

Beriohterstatter Ab,g. ZEYER (nach Ver­
lesung des Antrages des Wirtschaftsaus­
r;chusses): Ich bitte um die Annahme des An­
trages.

3. PRÄSInENT (nach Abstimmung): A n­
gen ommen.

Ich ersuche den Herrn BericMerstatter nun­
mehr um die Verlesung des Resolutions­
antrages des Wirtschaftsausschrusses.

Berichterstatter Ahg. ZEYE,R (nach Ver­
lesung des Resolutionsantrages des Wirt­
r;chaftsausschusses über den Antrag des Ab­
geordneten Statta, betrettend die entsprechend



aufgegliederte Vorlage der Verwendungsnach­
weise der Landwirtschaftskammer): Ich bitte,
den Antra:ganzunehmen.

3. PRÄSIDENT (nach Abstimmung): A n­
gen ommen.

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter nun­
mehr um Verlesung des 'ersten Resolutions­
antrages ,des Herrn Arbgeordneten Oenner, be­
treffend die Überweisung 'Von !Beträgen an die
LandwirtschaHskammer gemäß dem K'ultur­
förde'fUngsrgesetz.

'Berichterstatter Abg. ZtEYEH (nach Ver­
lesung des Resolutionsantrages des Abgeord­
neten Oenner): Ich bitte um die Abstimmung.

3. PRÄSIDENT (nach Abstimmung): A b­
gelehnt.

Ich ersuche nunmehr den Herrn Bericht­
erstatter, den zweiten Resolutionsantrag des
Herrn 'Landesrates Genner, betreUend die Vor­
lage von VerwendungsllJachweisen über die
außel1halb des Kredües "Zur Verfügung der
Landwirt:sohaftSl~ammer" überwi'esenen Be­
träge, zu verlesen.

Berichterstatter Ahg. ZEYER (nach Ver­
lesung des zweiten Resolutionsantrages des
Abgeordneten Oenner): Ich bitte 'um die Ab-
stimmung. ,

3. PRÄSIDENT (nach Abstimmung): A b­
gelehnt.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen
Sitzung erledigt.

folgende Ausschüsse werden im Anschluß

an die V'erhandl Uil1igen des Landtarges ih re
Sitzun,genabhalt,en:

Der Bauausschuß in meinem' Zimmer, der
finanzaussc1huß im Herrensaal und der Schul­
aussohuß im Prälatensaal. Nach Beendigung
dieser Sitzunjgen tagen der Ve~'fassungsaus­
schuß im Herrensaal und der Wirtschaftsaus­
schuß im Prälatensaal.

femel' Ibitte ich die Mitrgliedier des finarnz­
aussohusses, sich vorzumer~en, daß am frei­
tag, den 22. Juni, um 9 Uhr eine Sitzung des
finanzausschusses stattfindet. tDi,e Mitrglieder
des Verfassungsausschuss'es werden ebenfalls
für freitag, den 22. Juni, 9 Uhr .30 Min.,
zu einer Sitzung des Veffassungsausschuss1es
eingeladen.

Ich ersuohe die Herren und frauen Ab­
geord1neten noch, folgende Sitzungen zur
Kenntnis zu nehmen: Schulausschuß Montag,
25. Juni, 14 Uhr; 'hi,erzu werden alle Mit­
glieder und auch die 'Ersatzmitglieder ein­
geladen.

Nächste Sitzung des Landtages - es ist
dies di,e 18. Sitzung - 'Donnerstag, den
28. Juni 1951, 11 Uhr. Der Wirtschaftsaussohuß
tagt an demselben Tag um 14 Uhr. Der Bau­
ausschuß hat ebenfalls am Donnerstag, und
zwar um 15 Uhr, Sitzung.

Zur Landtagssitzung ergeht noch die schrift­
liche Einladung.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung um 17 Uhr 18 Min.)


